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Gesetz
über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder 

der Staatsregierung 
Vom 4. Dezember 1961

»

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird:

Abschnitt I
Amtsverhältnis

Art. 1
Die Mitglieder der Staatsregierung (Ministerprä­

sident, Staatsminister und Staatssekretäre) stehen 
nach Maßgabe der Verfassung des Freistaates Bay­
ern vom 2. Dezember 1946 (BayBS I S. 3) und dieses 
Gesetzes zum Freistaat Bayern in einem öffentlich- 
rechtlichen Amtsverhältnis!

Art. 2
(1) Der Ministerpräsident leistet nach seiner 

Wahl, die Staatsminister und die Staatssekretäre 
leisten nach der Zustimmung des Landtags zu ihrer 
Berufung, vor dem Landtag folgenden Eid:

„Ich schwöre Treue der Verfassung des Freistaa­
tes Bayern, Gehorsam den Gesetzen und gewis­
senhafte Erfüllung meiner Amtspflichten, so wahr 
mfr Gott helfe.“

Der Eid kann auch mit einer anderen oder ohne 
religiöse Beteuerungsformel geleistet werden.

(2) Das Amtsverhältnis der Mitglieder der 
Staatsregierung beginnt mit ihrer Vereidigung.

(3) Die Staatsminister und die Staatssekretäre 
erhalten nach ihrer Vereidigung eine vom Minister­
präsidenten vollzogene Urkunde über ihre Beru­
fung. In der Urkunde soll der zugewiesene Ge­
schäftsbereich angegeben sein.

Art. 3
(1) Die Mitglieder der Staatsregierung dürfen 

während ihrer Amtsdauer ein anderes besoldetes 
Amt, einen Beruf oder ein Gewerbe nicht ausüben. 
Sie dürfen während^ dieser Zeit nicht Mitglieder des 
Aufsichtsrats, Verwaltungsrats oder Vorstands 
eines auf Erwerb gerichteten Unternehmens sein. 
Dies gilt nicht für Gesellschaften, bei denen der 
überwiegende Einfluß des Staates sichergestellt ist.

(2) Während ihrer Amtsdauer dürfen die Mit­
glieder der Staatsregierung gegen Entgelt weder als 
Schiedsrichter tätig sein, noch außergerichtliche Gut­
achten abgeben und sollen kein öffentliches Ehren­
amt bekleiden. Die Staatsregierung kann Ausnah­
men zulassen.

Art. 4
Die Mitglieder der Staatsregierung haben An­

spruch auf angemessenen Erholungsurlaub. Der Ur­
laub der Staatsminister und Staatssekretäre ist dem 
Ministerpräsidenten anzu/.elgen.

Art. 5
(1) Die Mitglieder der Staatsregierung sind, auch 

nach Beendigung ihres Amtsverhältnisses, verpflich­
tet, über die ihnen amtlich bekannt gewordenen An­
gelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren. Dies 
gilt nicht für Mitteilungen im dienstlichen Verkehr 
oder über Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer 
Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen.

(2) Die Mitglieder der Staatsregierung dürfen, 
auch nach Beendigung ihres Amtsverhältnisses, über 
Angelegenheiten, über die sie Verschwiegenheit zu 
bewahren haben, ohne Genehmigung der Staatsre­
gierung weder vor Gericht noch außergerichtlich aus- 
sagen oder Erklärungen abgeben.

(3) Unberührt bleibt die gesetzlich begründete 
Pflicht, strafbare Handlungen anzuzeigen und bei 
Gefährdung der freiheitlich-demokratischen Grund­
ordnung für deren Erhaltung einzutreten.

Art. 6
(1) Die Genehmigung, als Zeuge auszusagen, darf 

nur versagt werden, wenn die Aussage dem Wohle 
des Bundes, des Freistaates Bayern oder eines ande­
ren deutschen Landes Nachteile bereiten oder die Er­
füllung öffentlicher Aufgaben ernstlich gefährden 
oder erheblich erschweren würde.

(2) Die Genehmigung, ein Gutachten zu erstat­
ten, kann versagt werden, wenn die Erstattung den 
dienstlichen Interessen Nachteile bereiten würde.

(3) Ist das Mitglied der Staatsregierung Partei 
oder Beschuldigter in einem gerichtlichen Verfahren 
oder soll sein Vorbringen der Wahrnehmung seiner 
berechtigten Interessen dienen, so darf die Geneh­
migung auch dann, wenn die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 erfüllt sind, nur versagt werden, wenn 
die dienstlichen Rücksichten dies unabweisbar erfor­
dern. Wird sie versagt, so ist dem Mitglied der
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Staatsregferung der Schutz zu gewähren, den die 
dienstlichen Rüdesichten zulassen.

(4) Uber die Versagung der Aussagegenehmigung 
entscheidet die Staatsregierung.

Art. 7
(1) Die Verantwortlichkeit der Mitglieder der 

Staatsregierung für ihre Amtsführung bestimmt sich 
nach Art. 59 in Verbindung mit Art. 61 Abs. 2 der 
Verfassung sowie nach §§ 25—37 des Gesetzes über 
den Verfassungsgerichtshof vom 22. Juli 1947 (BayBS
1 S. 24). Ein Dienststrafverfahren gegen Mitglieder 
der Staatsregierung findet nicht statt.

(2) Verletzt ein Mitglied der Staatsregierung 
schuldhaft seine Amtspflicht, so hat es dem Freistaat 
Bayern den daraus entstandenen Schaden zu erset­
zen. Die Haftung beschränkt sich auf Vorsatz und 
grobe Fahrlässigkeit. Haben mehrere Mitglieder der 
Staatsregierung gemeinsam den Schaden verur­
sacht. so haften sie als Gesamtschuldner.

(3) Die Ansprüche nach Absatz 2 verjähren in 
drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in dem die 
Staatsregierung von dem Schaden und der Person 
des Ersatzpflichtigen Kenntnis erlangt hat. ohne 
Rücksicht auf die Kenntnis in zehn Jahren von der 
Begehung der Handlung an.

(4) Leistet ein Mitglied der Staatsregierung 
dem Freistaat Bayern Ersatz und hat dieser einen 
Ersatzanspruch gegen einen Dritten, so geht der Er­
satzanspruch auf das Mitglied der Staatsregierung 
über.

Art. 8
(1) Das Amtsverhältnis des Ministerpräsidenten 

endet, außer durch den Tod,
1. nach der Neuwahl des Landtags mit der Vereidi­

gung des neuen Ministerpräsidenten.
2 mit seinem Rücktritt.

(2) Der Rücktritt des Ministerpräsidenten erfolgt 
durch Erklärung gegenüber dem Landtagspräsiden­
ten.

(3) Im Falle seines Rücktritts führt der Mini­
sterpräsident seine Amtsgeschäfte bis zur Vereidi­
gung des neuen Ministerpräsidenten weiter, sofern 
er dies nicht ausdrücklich ablehnt. Zur Vertretung 
Bayerns nach außen ist der Ministerpräsident nach 
seinem Rücktritt nicht mehr befugt,

(4) Endet das Amtsverhältnis des Ministerpräsi­
denten durch seinen Tod oder lehnt er im Falle "sei­
nes Rücktritts die Weiterführung der Amtsgeschäfte 
ab. so führt diese der Stellvertreter des Ministerprä­
sidenten bis zur Vereidigung des neuen Ministerprä­
sidenten weiter.

Art. 9
(1) Das Amtsverhältnis eines Staatsministers 

endet, außer durch den Tod,
1. nach der Neuwahl des Landtags mit der Vereidi­

gung des neuen Ministerpräsidenten,
2. mit dem Rücktritt des Ministerpräsidenten,
3. mit der Zustimmung des Landtags zur Entlassung,
4. mit seinem Rücktritt.

(2) Ein Staatsminister kann mit Zustimmung 
des Landtags jederzeit entlassen werden.

(3) Endet das Amtsverhältnis eines Staatsmini­
sters nach der Neuwahl des Landtags mit der Ver­
eidigung des neuen Ministerpräsidenten, so kann 
dieser ihn mit der Weiterführung der Amtsgeschäfte 
bis zur Vereidigung des für seinen Geschäftsbereich 
berufenen neuen Staatsministers beauftragen.

(4) Endet das Amtsverhältnis eines Staatsmini­
sters mit dem Rücktritt des Ministerpräsidenten, so 
führt er seine Amtsgeschäfte bis zur Vereidigung 
des neuen Ministerpräsidenten weiter. Dieser kann

ihn mit der Weiterführung der Amtsgeschäfte bis 
zur Vereidigung des für seinen Geschäftsbereich be­
rufenen neuen Staatsministers beauftragen.

(5) Für das Amtsverhältnis eines Staatssekretärs 
gelten die Absätze 1 bis 4 entsprechend.

(6) Der Vereidigung eines neuen Staatsministers 
für einen Geschäftsbereich steht es gleich, wenn der 
Ministerpräsident einen Geschäftsbereich selbst über­
nimmt oder einem anderen Staatsminister zuweist.

Abschnitt II
Amtsbezüge 

Art. 10
(1) Die Mitglieder der Staatsregierung erhalten 

vom Beginn des Kalendermonats an, in dem ihr 
Amtsverhältnis beginnt, bis zum Schluß des Kalen­
dermonats, in dem ihr Amtsverhältnis endet, fol­
gende Amtsbezüge:
1. Ein Amtsgehalt, und zwar

der Ministerpräsident in Höhe des Grundgehalts 
der Besoldungsgruppe B 11 zuzüglich eines Zu­
schlags von sechs vom Hundert, der als Bestand­
teil des Amtsgehalts gilt,
die Staatsminister in Höhe des Grundgehalts der 
Besoldungsgruppe B 11 und
die Staatssekretäre in Höhe des Grundgehalts der
Besoldungsgruppe B 10
des Bayerischen Besoldungsgesetzes;

2 eine Wohnungsentschädigung in Höhe des Orts­
zuschlags nach den für Beamte geltenden besol­
dungsrechtlichen Vorschriften;

3. eine Dienstaufwandsentschädigung, die beim Mi­
nisterpräsidenten ein Fünftel, bei den Staatsmini­
stern ein Achtel, beim Stellvertreter des Minister­
präsidenten ein Sechstel und bei den Staatssekre­
tären ein Zwölftel des Amtsgehalts beträgt:

4. Kinderzuschläge nach Maßgabe der für Beamte 
geltenden besoldungsrechtlichen Vorschriften;

5. Zulagen und Zuwendungen in entsprechender An­
wendung der allgemein für Beamte geltenden 
Vorschriften.

(2) Die Amtsbezüge weiden monatlich im vor­
aus gezahlt

(3) Für den gleichen Zeitraum werden Amtsbe­
züge nur einmal gewährt. Sind die Amtsbezüge ver­
schieden hoch, so stehen dem Mitglied der Staats­
regierung die höheren Bezüge zu.

(4) Im Sinn der Abschnitte II bis V endet das 
Amtsverhältnis eines Mitglieds der Staatsregierung, 
das gemäß den in Art. 8 oder Art. 9 getroffenen Be­
stimmungen seine Amtsgeschäfte weiterführt, erst 
mit der Beendigung der Geschäftsführung.

Art. 11
(1) Der Ministerpräsident hat Anspruch auf 

eine Amtswohnung mit Ausstattung. Den Staatsmini­
stern und Staatssekretären kann eine Amtswohnung 
zugewiesen werden. Wird eine Amtswohnung zur 
Verfügung gestellt, so ist eine Wohnungsvergütung 
zu entrichten, deren Höhe sich nach den für Beamte 
geltenden Vorschriften bemißt; ein Ansatz für die 
Ausstattung entfällt.

(2) Die Mitglieder der Staatsregierung sind nicht 
verpflichtet, eine angebotene Amtswohnung anzu­
nehmen.

(3) Die Mitglieder der Staatsregierung, die eine 
Amtswohnung bezogen haben, sind berechtigt, sie 
nach Beendigung des Amtsverhältnisses noch auf die 
Dauer von sechs Monaten unter den bisherigen Be­
dingungen weiter zu benützen. Der Monat, in dem 
das Amtsverhältnis endet, wird hierbei nicht mit­
gerechnet.
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Art. 12
(1) Den Mitgliedern der Staatsregierung wer­

den für die infolge ihrer Wahl oder Berufung oder 
der Beendigung ihres Amtsverhältnisses erforderlich 
werdenden Umzüge sowie für getrennte Haushalts­
führung Entschädigungen nach Maßgabe der für Be­
amte geltenden Vorschriften gewährt.

(2) Die Mitglieder der Staatsregierung, erhalten 
bei amtlicher Tätigkeit außerhalb des Sitzes der 
Staatsregierung Tage- und Übernachtungsgeld sowie 
Fahrkostenentschädigung. Das Nähere regelt das 
Staatsmtnistcrium der Finanzen durch Rechtsverord­
nung.

Abschnitt III
Versorgung 

Art. 13
(1) Die Mitglieder der Staatsregierung und ihre 

Hinterbliebenen erhalten nach Beendigung des 
Amtsverhältnisses Versorgung nach den Vorschrif­
ten dieses Abschnitts und des Art. 20.

(2) Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, 
sind die für Beamte geltenden versorgungsrecht­
lichen Vorschriften sinngemäß anzuwenden.

Art. 14
'(1) Ein ehemaliges Mitglied der Staatsregierung 

erhält im Anschluß an die Amtsbezüge Ubergangs­
geld.

(2) Das Übergangsgeld wird für die gleiche Zahl 
von Monaten gewährt, für die der Berechtigte Amts­
bezüge als Mitglied der Staatsregierung erhalten 
hat, jedoch mindestens für sechs Monate und höch­
stens für drei Jahre.

, (3) Als Ubergangsgeld wird gewährt:
1. für die ersten drei M,onate das Amtsgehalt und 

die Wohnungsentschädigung in voller Höhe;
2, für den Rest der Bezugsdauer die Hälfte dieser 

Bezüge.
Neben dem Übergangsgeld werden Kinderzuschläge 
nach Maßgabe der für Beamte geltenden besoldungs­
rechtlichen Vorschriften gewährt.

(4) Art. 10 Abs. 1 Nr. 5 gilt sinngemäß.
(5) Das Übergangsgeld wird monatlich im vor­

aus gezählt.
Art. 15

(f) Ein Mitglied der Staatsregierung erhält im 
Anschluß an die Amtsbezüge Ruhegehalt, wenn es
1. bei seinem Ausscheiden das fünfzigste Lebensjahr 

vollendet und das Amt eines Mitglieds der Staats­
regierung mindestens vier Jahre bekleidet hat 
oder

2. bei seiner Wahl oder Berufung zum Mitglied der 
Staatsregierung Beamter oder Richter, Ruhe­
standsbeamter oder im Ruhestand befindlicher 
Richter, Bundesminister oder versorgungsberech­
tigter früherer Bundesminister war und ein­
schließlich einer mindestens vierjährigen Amtszeit 
als Mitglied der Staatsregierung mindestens zwan­
zig Jahre nach der Vollendung des siebenund­
zwanzigsten Lebensjahres als Beamter, Richter 
oder Bundesminister im öffentlichen Dienst ge­
standen hat, oder

3. das Amt eines Mitglieds der Staatsregierung ins­
gesamt mindestens acht Jahre bekleidet' hat. _

In den Fällen der Nr. 2 und 3 ruht der Anspruch 
auf Ruhegehalt bis zum Beginn des Monats, in dem 
das ehemalige Mitglied der Staatsregierung das 
fünfzigste Lebensjahr vollendet oder in dem die 
Staatsregierung den Eintritt der Dienstunfähigkeit im 
Sinn des Bayerischen Beamtengesetzes feststellt. Als 
vierjährige Amtszeit gilt auch eine ununterbrochene 
Amtsdauer, die um höchstens zwei Monate kürzer

ist als eine volle Wahldauer des Landtags, wenn das 
Amtsverhältnis nach der Neuwahl des Landtags 
durch Bildung der neuen Staatsrcgicrung endet.

(2) Hat ein Mitglied der Staatsregierung bei 
Ausübung seines Amtes oder im Zusammenhang 
mit seiner Amtsführung ohne sein Verschulden eine 
Gesundheitsschädigung erlitten, die seine Arbeits­
kraft dauernd und so wesentlich“beeinträchtigt, daß 
es nach Beendigung des Amfsverhältnisses zur Über­
nahme seiner früheren Tätigkeit oder einer ihr 
gleichwertigen Beschäftigung nicht mehr in der La­
ge ist, so erhält es, auch wenn die Voraussetzun­
gen des Absatzes 1 nicht vorliegen, Ruhegehalt.

(3) Das Rühegehalt beträgt mindestens fünf­
unddreißig vom Hundert des .Amtsgehalts und der 
Wöhnung^entschädigüng; es erhöht sich -für jedes 
volle Jahr der Aantszeit um drei vom Hundert, für 
jedes angefangene Jahr um eins vom Hundert für 
je einhundertzwanzig Tage, bis. zum Höchstsatz von 
fünfundsiebzig vom Hundert. War das Mitglied der 
Staatsregierung bei seiner Wahl oder Berufung ver­
sorgungsberechtigter Beamter oder Richter, so er­
rechnet sich das Ruhegehalt, sofern nicht die Berech­
nung nach Satz 1 günstiger ist, aus dem im Zeit­
punkt der Wahl oder Berufung erdienten Ruhege­
halt als Beamter oder Richter, Ras sich für jedes 
volle Jahr der Amtszeit um drei vom Hundert des 
Ämtsgehalts und der Wohnungsentschädigung, für 
jedes angefangene Jahr um eins vom Hundert für 
je einhundertzwanzig Tage erhöht, bis höchstens 
fünfundsiebzig vom Hundert des Amtsgehalts und 
der Wohnungsentschädigung.

Art. 16
(1) Die Hinterbliebenen eines während der 

Amtszeit verstorbenen Mitglieds der Staatsregierung 
erhalten Hinterbliebenenversorgung. Das gleiche 
gilt für die Hinterbliebenen eines ehemaligen Mit­
glieds der Staatsregierung, das zur Zeit seines To­
des Anspruch auf Ruhegehalt hatte.

(2) Die Hinterbliebenen eines ehemaligen Mit­
glieds der Staatsregierung, das zur Zeit seines To­
des Ubergangsgeld bezogen hat, erhalten für den 
Rest der Bezugsdauer des Übergangsgeldes
1. als Sterbegeld für die auf den Sterbemonat fol­

genden drei Monate das Übergangsgeld, das dem 
Verstorbenen zugestanden hätte,

2. sodann Witwen- und Waisengeld, berechnet 'aus 
dem Übergangsgeld nach Art. 14 Abs. 3 Nr. 2.

Die Hinterbliebenenversorgung nach Absatz 1 Satz 2 
bleibt unberührt.

Art. 17
(1) Wird ein Mitglied der Staatsregierung durch 

'einen Dienstunfall verletzt, so wird ihm und seinen 
Hinterbliebenen Unfallfürsorge gewährt. Ein Unfall 
aus Anlaß einer durch politische Rücksichten ver- 
anlaßten Teilnahme an Veranstaltungen gilt im 
Zweifel als Dienstunfall.

(2) Die Unfallfürsorge besteht
1. in einem Heilverfahren für den Verletzten,
2. in einem Unfallruhegehalt, wenn das Mitglied der 

Staatsregierung infolge des Dienstunfalls dienst­
unfähig geworden ist und sein Amtsverhältnis 
deswegen durch Rücktritt oder Entlassung endet,

3. in einer Unfall-Hinterbliebenenversorgung, wenn 
das Mitglied der Staatsregierung infolge des 
Dienstunfalls verstorben ist.

Art. 18
(1) Stehen einem ehemaligen Mitglied der 

Staatsregierung Übergangsgeld (Art. 14) und Ruhe­
gehalt (Art. 15, 17) für die gleiche Zeit zu, so wer­
den die höheren Versorgungsbezüge gezahlt.
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(2) Absatz 1 ist auf die Hinterbliebenen ent­
sprechend anzuwenden.

Art. 19
(1) Die Staatsregierung kann einem ehemaligen 

Mitglied der Staatsregierung, das kein Ruhegehalt 
erhält, nach Ablauf der Zeit, für die ihm Über­
gangsgeld zusteht, einen Ehrensold bis zur Höhe von 
fünfundzwanzig vom Hundert des Amtsgehalts und 
der Wohnungsentschädigung bewilligen. Der Ehren­
sold wird nur gewährt, wenn das Mitglied der 
Staatsregierung das fünfundsechzigste Lebensjahr 
vollendet oder die Staatsregierung den Eintritt der 
Dienstunfähigkeit im Sinn des Bayerischen Be­
amtengesetzes festgestellt hat.

(2) Den Hinterbliebenen eines ehemaligen Mit­
glieds der Staatsregierung, das zur Zeit seines To­
des einen Ehrensold nach Absatz 1 bezog, kann ein 
Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des Witwen- und 
Waisengeldes, berechnet aus dem Ehrensold nach 
Absatz 1, bewilligt werden. Den Hinterbliebenen 
eines ehemaligen Mitglieds der Staatsregierung, dem 
nach Absatz 1 Satz 1 ein Ehrensold hätte bewilligt 
werden können, kann ein entsprechend bemessener 
Unterhaltsbeitrag bewilligt werden.

(3) Neben dem Ehrensold und dem Unterhalts­
beitrag werden Kinderzuschläge nach Maßgabe der 
für Beamte geltenden besoldungsrechtlichen Vor­
schriften gewährt.

(4) Art. 10 Abs. 1 Nr. 5 gilt sinngemäß.

Abschnitt IV

Besondere Vorschriften für Angehö­
rige des öffentlichen Dienstes

Art. 20
(1) Wird em im Dienst des Freistaates Bayern 

stehender Beamter oder Richter zum Mitglied der 
Staatsregierung gewählt oder berufen, so scheidet er 
mit dem Beginn des Amtsverhältnisses aus seinem 
Amt als Beamter oder Richter aus. Für die Dauer 
des Amtsverhältnisses ruhen die in dem Dienstver­
hältnis begründeten Rechte und Pflichten mit Aus­
nahme der Pflicht zur Amtsverschwiegenheit und 
des Verbots der Annahme von Belohnungen und 
Geschenken. Bei Unfallverletzten Beamten oder 
Richtern bleibt der Anspruch auf das Heilverfahren 
unberührt.

(2) Endet das Amtsverhältnis als Mitglied der 
Staatsregrerung, so tritt der Beamte oder Pachter, 
wenn ihm nicht innerhalb von drei Monaten mit sei­
nem Einverständnis ein anderes Amt übertragen 
wird, mit dem Ende des Monats, in dem diese 
Frist abläuft, in den Ruhestand und erhält das Ru­
hegehalt. das er in seinem früheren Amt unter Hin­
zurechnung der Amtszeit als Mitglied der Staatsre­
gierung erdient hätte. Beförderungen, die der Be­
amte oder Richter während der Amtszeit als Mit­
glied der Staatsregierung erlangt hätte, sind zu be­
rücksichtigen; in diesem Fall tritt das Beförderungs­
amt an die Stelle des früheren A.mtes. Die Ent­
scheidung, ob die Voraussetzungen des Satzes 2 vor­
liegen. trifft die oberste Dienstbehörde des Beamten 
oder Richters.

(3) Die Absätze 1 und 2 sind auf die zu Mitglie­
dern der Staatsregierung gewählten oder berufenen 
Beamten der Gemeinden, der Gemeindeverbände 
und der sonstigen unter der Aufsicht des Staates 
stehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts entsprechend anzuwenden. 
Das Ruhegehalt wird vom Freistaat Bayern über­
nommen. Das gleiche gilt für die Hinterbliebenen­
bezüge.

(4) Wird ein Beamter oder Richter des Bundes 
zum Mitglied der Staatsregierung gewählt oder be­
rufen, so steht ihm und seinen Hinterbliebenen in 
sinngemäßer Anwendung des Absatzes 2 ein An­
spruch auf Versorgung gegen den Freistaat Bayern 
zu. Dies gilt nicht, wenn der Beamte oder Richter 
nach Beendigung des Amtsverhältnisses bei seinem 
früheren Dienstherrn wiederverwendet wird.

Art. 21

(1) Bezieht ein Mitglied der Staatsregierung für 
einen Zeitraum, für den ihm Amtsbezüge zustehen, 
Einkommen aus einer Verwendung im öffentlichen 
Dienst, so ruht der Anspruch auf dieses Einkommen 
bis zur Höhe des Betrages der Amtsbezüge.

(2) Art. 91 Abs. 3 des Bayerischen Beamtenge­
setzes gilt entsprechend.

Art. 22

(1) Steht einem Mitglied der Staatsregierung 
oder einem ehemaligen Mitglied der Staatsregierung 
auf Grund eines’ früheren Dienstverhältnisses als 
Beamter oder Richter oder eines früheren Amtsver­
hältnisses als Mitglied der Staatsregierung ein An­
spruch auf Ruhegehalt oder auf eine ruhe­
gehaltähnliche Versorgung zu, so ruht dieser An­
spruch für einen Zeitraum, für den Amtsbezüge, 
Übergangsgeld oder Ruhegehalt zu zahlen sind, bis 
zur Höhe des Betrages dieser Bezüge. Der Anspruch 
auf Ruhegehalt nach Art. 20 Abs. 2 ist ein Anspruch 
auf Grund eines früheren Dienstverhältnisses.

(2) Wird ein ehemaliges Mitglied der Staatsre­
gierung, das Übergangsgeld oder Ruhegehalt bezieht, 
im öffentlichen Dienst wiederverwendet, so erhält es 
diese Bezüge nur insoweit, als das Einkommen aus 
der Verwendung hinter dem für denselben Zeitraum 
zustehenden Übergangsgeld oder Ruhegehalt zurück­
bleibt. Das gleiche gilt für ein Ruhegehalt oder eine 
ruhegehaltähnliche Versorgung auf Grund der Wie­
derverwendung.

(3) Die Absätze 1 und 2 sind auf die Hinterblie­
benen entsprechend anzuwenden.

Abschnitt V

Übergangs- und Schlußvorschrift e n

Art. 23
(1) Die zur Durchführung dieses Gesetzes erfor­

derlichen Vorschriften erläßt die Staatsregierung.
(2) Das Staatsministerium der Finanzen setzt 

d'e Amtäbezüge fest. Ihm obliegt ferner die Fest­
setzung und Regelung der Versorgungsbezüge.

Art. 24
(1) Für die vor dem Inkrafttreten dieses Geset­

zes eingetretenen Versorgungsfälle bleibt — vorbe­
haltlich des Absatzes 2 — das bisherige Recht maß­
gebend. Dabei ist als Eintritt des Versorgungsfalles 
der Zeitpunkt der Beendigung des Amtsverhältnisses 
anzusehen.

(2) Für die bei Inkrafttreten dieses1 Geset­
zes vorhandenen ehemaligen Mitglieder der Staats­
regierung und Hinterbliebenen gilt Art. 19 anstelle 
der entsprechenden Vorschrift des bisherigen Rechts.

Art. 25
Es werden aufgehoben

1. das Gesetz Nr. 52 über Gehalt, Ruhegehalt und
Hinterbliebenenversorgung der Mitglieder der
Bayerischen Staatsregierung vom 5. September 1946
(BayBS III S. 249),
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2. das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Ge­
halt, Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgung 
der Mitglieder der Bayerischen Staatsregierung 
vom 19. Januar 1953 (GVB1. S. 9),

3. Art. 43 des Bayerischen Besoldungsgesetzes 
(BayBesG) vom 19. Juni 1958 (GVB1. S. 101).

Art. 26
Dieses Gesetz tritt am 1. Dezember 1961 in Kraft.

München, den 4. Dezember 1961
Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Hans E h a r d

Fünftes Gesetz
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über die Aufwandsentschädigung der Abge­

ordneten des Bayerischen Landtags 
Vom 4. Dezember 1961

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird:

§ 1
Das Gesetz über die Aufwandsentschädigung der 

Abgeordneten des Bayerischen Landtags vom 29. De­
zember 1949 (BayBS I S. 91) in der Fassung des Drit­
ten Änderungs- und Ergänzungsgesetzes vom 11. Juli 
1958 (GVB1. S. 160) und des Vierten Änderungs- und 
Ergänzungsgesetzes vom 16. Juli 1960 (GVB1. S. 144) 
wird wie folgt geändert:

1. In Art. 1 Abs. 3 Satz 2 ist „30 DM“ zu ändern in 
„40 DM“.

2. Dem Art. 1 Abs. 4 ist folgendes anzufügen:
„Das Unkostenpauschale wird an Abgeordnete des 
Landtags nicht geleistet, die nach dem 20. eines 
Monats in den Landtag gerufen werden.“

3. In Art. 1 ist nach Abs. 4 folgender Absatz einzu­
fügen:

„(5) Verzichtet ein Abgeordneter auf sein Man­
dat oder verliert er sein Mandat durch Ablauf der 
Legislaturperiode, bekommt er für den Monat, in 
dem er aus dem Landtag ausscheidet, den Grund- 
und Pauschalbetrag.“

4. Die Absätze 5 mit 8 werden in die Absätze 6 mit 9 
umnumeriert.

5. Art. 1 Abs. 9 (früher Abs. 8) erhält folgende Fas­
sung:

„(9) Scheidet ein Abgeordneter aus dem Land­
tag aus, erhält er für jedes volle Jahr seiner Zu­
gehörigkeit zum Landtag seit 1946 ein Ubergangs­
geld in Höhe eines monatlichen Grund- und Pau­
schalbetrages. Bei Berechnung des Übergangsgel­
des werden die vollen Jahre, die ein Abgeordne­
ter dem Senat angehört hat, berücksichtigt. Jahre, 
für die bereits früher vom Landtag oder vom Se­
nat Übergangsgeld gewährt wurde, bleiben bei 
der Berechnung unberücksichtigt. Abgeordneten, 
die infolge ihrer Wahl in den Bundestag oder 
ihrer Wahl bzw. Berufung in den Senat aus dem 
Landtag ausscheiden. wird kein Ubergangsgeld 
gewährt. Beim Ausscheiden durch Tod erhalten 
die unterhaltsberechtigten Familienangehörigen 
die Beträge gemäß Satz 1. Art. 8 Abs. 3 Satz 3 
findet Anwendung.“

6. Art. 2 Satz 1 lautet:
„Der Präsident des Bayerischen Landtags erhält 
eine weitere monatliche Aufwandsentschädigung 
in Höhe des dreifachen Grundbetrages, die Vize­
präsidenten in Höhe des einfachen Grundbetrages.“

7. Art. 4 erhält folgende Fassung:
„Art. 4

(1) Abgeordnete, die im Auftrag des Landtags, 
des Präsidiums, des Ältestenrats oder eines Aus­
schusses Reisen unternehmen, erhalten neben 
einem Sitzungsgeld nach Art. 1 Abs. 3 ein Uber- 
nachtungsgeld nach Stufe Ia des Reisekosten­
gesetzes, wenn Übernachtung erforderlich ist. Da­
neben werden die tatsächlich entstandenen Fahrt­
auslagen erstattet.

(2) Abgeordnete, die vom Landtag oder dem 
Ältestenrat in Beiräte, Ausschüsse usw. oder zu 
Sonderaufträgen entsandt werden, erhalten Sit­
zungsgeld und Reisekosten nach Abs. 1, soweit sie 
diese Beträge nicht von anderen Stellen vergütet 
erhalten.“

8. Nach Art. 8 ist folgender Art. 9 einzusetzen:
„Art. 9

Der Präsident des Bayerischen Landtags erläßt 
im Benehmen mit dem Ältestenrat die zur Durch­
führung des Gesetzes erforderlichen Ausfüh­
rungsbestimmungen. In den Bestimmungen kann 
eine Ausgleichsmöglichkeit für den Fall vor­
gesehen werden, daß sich bei Anwendung des 
Art. 1 Abs. 6 im Einzelfall unzumutbare Härten 
ergeben.“

9. Art. 9 wird in Art. 10 umnumeriert.

§ 2
Die Staatsregierung wird ermächtigt, das Gesetz 

über die Aufwandsentschädigung der Abgeordneten 
des Bayerischen Landtags in der nunmehr geltenden 
Fassung bekanntzumachen mit der Maßgabe, daß die 
Worte „Bayerischer Landtag“ durch das Wort „Land­
tag“ und die Worte „Mitglieder des Landtags“ und 
„Abgeordnete des Landtags“ durch das Wort „Ab­
geordnete“ jeweils zu ersetzen sind.

§ 3
Dieses Gesetz tritt am 1. Dezember 1961 in Kraft. 

§ 1 Ziff. 5 tritt mit der Maßgabe ab 1. Oktober 1961 
in Kraft, daß Nachzahlungen für die Zeit vor diesem 
Stichtag nicht geleistet werden.

München, den 4. Dezember 1961
Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Hans Ehard

Gesetz
über die Aufwandsentschädigung für die

Mitglieder des Bayerischen Senats
Vom 4. Dezember 1961

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird:

Art. 1
(1) Jedes Mitglied des Bayerischen Senats er­

hält eine am Schluß jedes Monats fällige Aufwands­
entschädigung. Sie best.eht aus einem Grundbetrag 
und den Sitzungsgeldern.

(2) Der Grundbetrag beläuft sich auf 350 DM 
im Monat. Die seit dem 1. Januar 1951 eingetretenen 
und künftigen Durchschnittserhöhungen oder Herab­
setzungen der Beamtengrundgehälter gelten für 
Satz 1 entsprechend. Die Höhe des Betrags wird vom 
Präsidium des Senats im Einvernehmen mit dem 
Hauptausschuß festgesetzt.

(3) Das Sitzungsgeld wird für jeden Tag gewährt, 
an dem ein Senator an einer Sitzung der Vollver­
sammlung oder eines Ausschusses teilnimmt. Es be­
trägt 40 DM. Für denselben Tag fällt es nur einmal 
an.
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(4) Weitere Unkosten, die den Senatoren in Aus­
übung ihres Mandats erwachsen, werden durch 
einen ' Pauschalbetrag abgegolten, dessen Höhe das 
Präsidium des Senats im Einvernehmen mit dem 
Hauptausschuß festsetzt. 'Der Pauschalbetrag wird 
nicht gewährt, wenn die Berufung in den Senat nach 
dem 20. eines Monats-erfolgt.

(5) Verzichtet ein Senator, auf sein Mandat, so 
erhält er für den Monat, in dem er ausscheidet, den 
Grunde und Pauschalbetrag.

(6) Senatoren, die ihren Wohnsitz in einer Ent­
fernung von 50 bis 200 Eisenbahnkilometern vom 
Sdzungsort haben, erhalten einmal in der Woche das 
Süzungsgeld auch für den der Sitzung vorausge­
henden Tag. Beträgt die Entfernung über 200 Eisen- 
bzhnkilometer, so wird auch für den auf eine der ge­
nannten Sitzungen folgenden Tag das Sitzüngsgeld 
gewährt.

(7) Das Sitzungsgeld steht auch den Mitgliedern 
des Präsidiums und des Hauptausschusses für Sit­
zungen zu, denen sie in dieser Eigenschaft beiwoh­
nen.

Art. 2
Scheidet ein Senator aus, so erhält er für jedes 

volle Jahr seindr Zugehörigkeit zum Bayerischen 
Senat ein Übergangsgeld in Höhe eines monatlichen 
Grundbetrags. Bei der Berechnung des Übergangs­
geldes werden die vollen Jahre, die ein Senator 
dem Landtag seit 1946 angehört hat, mitgerechnet; 
Jahre,' -für die bereits früher vom Senat oder Land­
tag Übergangsgelder gewährt v/urden, werden nicht 
mitgerechnet. Senatoren, die infolge ihrer Wahl in 
den Landtag oder Bundestag aus dem Senat aus- 
scheiden, wird kein Übergangsgeld gewährt. Beim 
Ausscheiden durch Tod erhalten die unterhaltsbe­
rechtigten Familienangehörigen die Betrage gemäß 
Satz 1. Art. 8 Abs. 3 Satz 3 findet Anwendung.

Art. 3
Der Präsident des Bayerischen Senats erhalt 

eine weitere .monatliche Aufwandsentschädigung in 
Höhe des eineinhalbfachen Grundbetrags, die Vize­
präsidenten in -Höhe des halben Grundbetrags.

Art. 4
Der Grundbetrag der Aufwandsentschädigung 

sowie dernach Art. 1 Abs. 4 dieses Gesetzes gewährte 
Pauschalbetrag entfällt für Senatoren, die zugleich 
Mitglieder des Bundestags sind.

Art. 5
(1) Senatoreh, die im Auftrag des Präsidenten, 

das Hauptausschusses oder eines Ausschusses Reisen
. unternehmen, erhalten neben einem Sitzungsgeld 
" nach Art. 1 Abs. 3 ein Übernachtungsgeld hach 
Stufe Ia des Reisekostengesetzes, wenn Übernach­
tung erforderlich ist. Daneben werden die tatsächlich 
entstandenen Fahrtauslagen erstattet.

(2) Senatoren, die vom Senat oder dem Haupt­
ausschuß in Beiräte, Ausschüsse usw. oder vom Prä­
sidenten zu Sonderaufträgen entsandt werden, erhal­
ten Sitzungsgeld und Reisekosten nach Abs. 1, soweit 
ihnen diese Beträge nicht von anderen Stellen ge­
wähnt werden.

Art. 6
i

(1) Für jeden Tag, an dem ein Senator einer 
Vollsitzung unentschuldigt ferngeblieben ist, werden 
ihm vpm Gruiylbetrag 10 DM abgezogen.

(2) Als Entschuldigung gelten Krankheit, höhere 
Gewalt, Auslandsreisen, Geschäfte im Auftrag des 
Senats, ehrenamtliche Tätigkeit, berufliche Verhin­
derung und dergl., wenn der Senator" spätestens am 
zweiten Tag nach der Vollsitzung den Grund für 
sein Fernbleiben dem Präsidenten schriftlich oder 
mündlich mitgeteilt hat.

(3) Eiin Senator, der an einer namentlichen Ab­
stimmung in einer Vollsitzung nicht teilgenommen 
hat, verliert für diesen Sitzungstag den Anspruch 
auf Sitzungsgeld. Außerdem werden ihm 10 DM vom 
Grundbetrag abgezogen.

Art. 7
Die Abzüge nach Art. 6 werden vom Präsidenten 

festgestellt. Der betroffene Senator kann sich bin­
nen einer Woche nach Eröffnung der Feststellung 
beim Präsidium beschweren, das endgültig ent­
scheidet.

Art. 8
(1) Auf die Aufwandsentschädigung kann “nicht 

verzichtet werden.
(2) Der Anspruch auf die Aufwandsentschädi­

gung ist nicht übertragbar.
(3) Stirbt ein Senator, dem im Sterbemonät An­

spruch auf Aufwandsentschädigung zustand, so er­
halten seine Erben die nach Art. 1 am Schluß des 
Sterbernonats fälligen Bezüge. Unterhaltsberechtigte 
Familienangehörige erhalten den dreifachen Betrag 
eines Mopätsbezugs nach Art. 1 Abs. 2 und 4. Der 
Präsident des'Senats bestimmt nach Anhörung de s 
Hauptausschusses den Empfangsberechtigten.

(4) Soweit keine Berechtigten im Sinne des 
Abs. 3 vorhanden sind, können auch sonstigen Per-: 
sonen auf Antrag die nachweisbaren Aufwendun­
gen für die Kosten der letzten Krankheit oder der 
Bestattung, jedoch höchstens bis zu dem nach Abs. 3 
Satz 2 festgelegten Betrag, erstattet werden.

Art. 9
Der Präsident des Bayerischen Senats erläßt im 

Benehmen mit dem Hauptausschuß die zur Durch­
führung des Gesetzes erforderlichen Ausführungs^ 
bestimmungen. In den Bestimmungen kann eine Aus­
gleichsmöglichkeit für den Fall vorgesehen werden, 
daß sich bei Anwendung des Art. 1 Abs. 6 im Ein­
zelfall unzumutbare Härten ergeben.

Art. 10
(1) Das Vierte Gesetz zur Änderung des Gesetzes 

über die Aufwandsentschädigung der Abgeordneten 
des Bayerischen Landtags vom 16. Juli 1980 (GVB1. 
S. 144) findet für die Zeit vom 1. April 1960 bis zum 
Inkrafttreten dieses Gesetzes auf die Mitglieder des 
Bayerischen Senats entsprechende Anwendung.

(2) Art. 27 des Gesetzes über den Senat in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. Juli 1959 
(GVB1. S. 217) wird aufgehoben.

Art. 11
Dieses Gesetz tritt am 1. Dezember 1961 in 

Kraft.
München, den 4. Dezember 1961

Der Bayerische Ministerpräsident 
Dr. Hans Ehar'd

Verordnung
über den vorläufigen Vollzug des Staatshaus­
halts 1962 (Vorläufige Volizugs-VQ zum 

Staatshaushalt 1962)
Vom 4. Dezember 1961

Auf Grund des Art. 78 Abs. 4 der Verfassung 
des Freistaates Bayern erläßt die Staatsregierung 
folgende Verordnung:

§ 1
(1) Der Haushaltsführung des Freistaats Bayern 

im Rechnungsjahr 1962 wird bis zum Inkrafttreten 
des Haushaltsgesetzes für das Rechnungsjahr 1932 
ein vorläufiger Haushaltsplan zugrunde gelegt. In 
diesen vorläufigen Haushaltsplan 1962 gelten aus 
dem Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1961 
als aufgenommen
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a) die Haushaltsausgaben, die zur Erfüllung gesetz­
licher Verpflichtungen notwendig sind oder auf 
gerichtlich klagbaren Verbindlichkeiten des Staa­
tes beruhen,

bis zur Höhe des für das Rechnungsjahr 1961 
anerkannten Bedarfs, jedoch höchstens bis zu 
den im Entwurf des Haushaltsplans für das 
Rechnungsjahr 1962 veranschlagten Ansätzen,

b) die Haushaltsausgaben, die ihrem Zweck nach 
dauernd notwendig und als solche anerkannt 
sind,

bis zur Höhe der im Haushaltsplan für das 
Rechnungsjahr 1961 genehmigten Ansätze, je­
doch höchstens bis zu den im Entwurf des 
Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1962 
veranschlagten Ansätzen.

(2) Soweit für Einrichtungen der Staatsverwal­
tung der Bedarf an fortdauernden Ausgaben für 
das Rechnungsjahr 1961 nur für einen Teil des 
Rechnungsjahres veranschlagt worden ist, gilt der 
entsprechende Jahresbetrag, jedoch höchstens der 
im Entwurf des Haushaltsplans für das Rechnungs­
jahr 1962 veranschlagte Ansatz als in den vorläu­
figen Haushaltsplan aufgenommen.

(3) Für Maßnahmen, für die Zuschüsse und Bei­
träge Dritter oder sonstige zweckgebundene Ein­
nahmen aufkommen, kann das Staatsministerium 
der Finanzen bis zur Höhe der im Rechnungsjahr 
1961 aufgekommenen, aber nicht verwendeten und 
der im Rechnungsjahr 1962 aufkommenden Beträge 
Haushaltsmittel zur Verfügung stellen, für neue 
einmalige und außerordentliche Maßnahmen, die im 
Haushaltsplan 1961 noch nicht vorgesehen waren, 
jedoch nur. wenn die Voraussetzungen der §§ 13 
und 14 Reichshaushaltsordnung (RHO) erfüllt sind.

§ 2
Uber die einmaligen und außerordentlichen Aus­

gabemittel sowie über die im Haushaltsplan für 
das Rechftungsjahr 1961 oder im Entwurf des Haus­
haltsplans 1962 als „künftig wegfallend“ oder als 
„gesperrt" bezeichneten Ausgabemittel darf nur mit. 
Genehmigung des zuständigen Staatsministeriums 
verfügt werden, das der vorherigen Zustimmung 
des Staatsministeriums der Finanzen bedarf. Die 
Zustimmung darf für Ansätze, die deshalb als ge­
sperrt bezeichnet sind, weil die Unterlagen nach den 
§§ 13 und 14 RHO oder § 14 der 2. Durchführungs­
verordnung zum Gesetz über die Haushaltsführung, 
die Rechnungslegung und Rechnungsprüfung der 
Länder (2. DVHL) nicht rechtzeitig beschafft wer­
den konnten, erst erteilt werden, wenn der Aus­
schuß für den Staatshaushalt und Finanzfragen des 
Landtags nach Antrag des Staatsministeriums der 
Finanzen das Vorliegen dieser Voraussetzungen an­
erkannt hat. Für Zwecke, die im Entwurf des Haus­
haltsplans für das Rechnungsjahr 1962 weggefallen 
sind, dürfen, abgesehen von der Verwendung etwa 
übertragener Ausgabereste nach § 7, Ausgaben nicht 
mehr geleistet werden.

§ 3
(1) Zur Fortführung einmaliger und außerordent­

licher Maßnahmen,
a) die bereits in früheren Haushaltsplänen geneh­

migt waren oder
b) für die auf Grund der Bestimmungen der §§ 45 b 

Abs. 1 und 45 c Abs. 1 RHO Ausgaben zu leisten 
sind oder

c) die auf Grund von Haushaltsvermerken mit vor­
heriger Zustimmung des Staatsministeriums der 
Finanzen eingeleitet wurden,

kann das Staatsministerium der Finanzen innerhalb 
der genehmigten Gesamtkostenbeträge bis zur Höhe 
der für das Rechnungsjahr 1961 veranschlagten An­
sätze und falls für 1961 keine Ansätze veranschlagt 
sind, bis zur Höhe der in früheren Rechnungsjah­

ren zuletzt zur Verfügung gestellten Beträge, jedoch 
nicht über die im Entwurf des Haushaltsplans für 
das Rechnungsjahr 1962 veranschlagten Ansätze 
hinaus Haushaltsmittel zur Verfügung stellen. So­
fern sich nach den im Haushaltsplan für das Rech­
nungsjahr 1961 ausgewiesenen Gesamtkosten zur 
Fertigstellung solcher Maßnahmen ein geringerer 
Restbetrag ergibt als im Entwurf des Haushalts­
plans für das Rechnungsjahr 1962 wegen inzwischen 
erhöhter Gesamtkosten vorgesehen ist, dürfen bis 
zur Billigung der erhöhten Gesamtkosten durch den 
Ausschuß für den Staatshaushalt und Finanzfragen 
des Landtags nur die nach dem Haushaltsplan für 
das Rechnungsjahr 1961 sich errechnenden Restsum­
men zur Verfügung gestellt werden.

(2) Soweit für die in Absatz 1 genannten Maß­
nahmen die Zustimmung nach § 16 der 2. DVHL im 
Rechnungsjahr 1961 nicht erteilt ist, dürfen, abge­
sehen von besonders begründeten Ausnahmefällen, 
Haushaltsmittel nicht zur Verfügung gestellt wer­
den.

§ 4
(1) Zur Leistung von Ausgaben jeder Art für 

neue Aufgaben und Maßnahmen, die im Haushalts­
plan 1961 noch nicht vorgesehen waren, sowie für 
Ausgaben, welche über die in den §§ 1 und 3 fest­
gesetzten Ansätze hinausgehen, kann das Staats­
ministerium der Finanzen Mittel bis zur Höhe der 
im Entwurf des Haushaltsplans für das Rechnungs­
jahr 1962 veranschlagten Ansätze zur Verfügung 
stellen

in den Fällen des § 33 Abs. 1 Satz 2 RHO (un­
abweisbares Bedürfnis) oder
des § 33 Abs. 3 Satz 3 RHO (Abwendung un­
mittelbarer Gefahr oder Schädigung des Lan­
desinteresses) oder
wenn der Landtag die betreffenden Ausgaben 
oder die sie enthaltenden Einzelpläne des Haus­
haltsentwurfs für das Rechnungsjahr 1962 vor 
Verabschiedung des Haushaltsgesetzes geneh­
migt hat.

(2) Die Wirtschaftsbetriebe des Staates deren 
Wirtschaftsjahr vor dem 31. Dezember 1961 endet 
dürfen abweichend von Abs. 1 nach den Betriebs­
und Finanzplänen des Haushaltsentwurfs für das 
Rechnungsjahr 1962 (Anlage C zum Epl. 13) wirt­
schaften, soweit das Staatsministerium der Finanzen 
zustimmt.

§ 5
(1) Über die im Entwurf des Haushaltsplans für 

das Rechnungsjahr 1962 neu ausgebrachten Stellen 
für Beamte, Anwärter und Angestellte darf nicht 
vor dem Inkrafttreten des Haushaltsgesetzes für 
das Rechnungsjahr 1962 verfügt werden. Entspre­
chendes gilt für Beförderungen und Höhergruppie­
rungen auf Stellen, die nach dem Entwurf des 
Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1962 gehoben 
werden sollen, ausgenommen die auf Grund des 
Tarifvertrags vom 15. Januar 1960 gehobenen Stel­
len. Im übrigen dürfen freie und freiwerdende 
Stellen für Beamte und Angestellte erst nach Ab­
lauf von 3 Monaten vom Tage des Freiwerdens an 
besetzt werden.

(2) Für bestimmte Gruppen von Beamten, An­
wärtern und Angestellten und in besonders begrün­
deten Einzelfällen kann das zuständige Staatsmini­
sterium im Einvernehmen mit dem Staatsministeri­
um der Finanzen Ausnahmen von den Bestimmun­
gen in Abs. 1 zulassen. Dies gilt für im Entwurf 
des Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1962 neu 
ausgebrachte oder gehobene Stellen nur, wenn der 
Landtag diese Stellen oder die sie enthaltenden 
Einzelpläne des Haushaltsentwurfs für das Rech­
nungsjahr 1962 vor Verabschiedung des Haushalts­
gesetzes genehmigt hat.

(3) Die für das Rechnungsjahr 1961 nach Art. 5 
Abs. 2 des Haushaltsgesetzes 1960 und 1961 vom
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Staatsministerium der Finanzen zugelassenen Aus­
nahmen von den Bestimmungen des Art. 5 Abs. 1 
Satz 3 gelten bis zum Außerkrafttreten dieser Ver­
ordnung weiter.

(4) Bei der Übertragung von Aufgaben aus dem 
Geschäftsbereich einer Dienststelle in den einer an­
deren Dienststelle oder bei organisatorischen Ände­
rungen ' der Verwaltungen kann das Staatsmini­
sterium der Finanzen die entsprechenden Planstel­
len und Haushaltsmittel auf die übernehmende 
Dienststelle übertragen. § 36 a RHO bleibt unbe­
rührt.

(5) Die Stellenpläne dürfen in jedem Einzelplan 
zunächst nur im Rahmen der im Haushaltsplan 1961 
für die Personalausgaben der Titel 100 bis 105 für 
den Einzelplan insgesamt zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmittel bewirtschaftet werden. Soweit die 
Personalausgaben- oder Stellenplanansätze des 
Entwurfs des Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 
1962 gegenüber denjenigen des Haushaltsplans für 
das Rechnungsjahr 1961 vermindert sind, darf die 
Bewirtschaftung in jedem Fall nur im Rahmen der 
geringeren Ansätze erfolgen.

§ 6

(1) Soweit nach den Bestimmungen dieser Ver­
ordnung die Haushaltsansätze des Rechnungsjahres
1961 maßgeblich sind oder als Berechnungsgrund­
lage dienen, die Veranschlagung aber durch Ver­
änderung der Behördenorganisation oder aus son­
stigen Gründen im Entwurf des Haushaltsplans für 
das Rechnungsjahr 1962 gegenüber dem Haushalts­
plan für das Rechnungsjahr 1961 an anderer Stelle 
oder getrennt oder zusammengezogen erfolgte, ist 
zu unterstellen, daß der für das Rechnungsjahr 1961 
zutreffende Ansatz bereits an der für das Rech­
nungsjahr 1962 zuständigen Stelle veranschlagt war. 
Die Haushaltseinnahmen und -ausgaben sind an der 
Stelle zu buchen, an der sie im Entwurf des Haus­
haltsplans für das Rechnungsjahr 1962 veranschlagt 
sind.

(2) Als für das Rechnungsjahr 1961 genehmigte 
Haushaltsansätze gelten die nach dem Haushalts­
gesetz 1960 und 1961 in der Fassung des Nachtrags­
haushaltsgesetzes 1961 vom 27. März 1961 (GVB1. 
S. 97) festgesetzten Haushaltsansätze zuzüglich der 
aus Globalverstärkungsmitteln auf die einzelnen 
Titel zugewiesenen Haushaltsbeträge.

§ 7
Unverbrauchte Mittel aus übertragbaren Ausga­

bewilligungen des Haushalts 1961 können auf das 
Rechnungsjahr 1962 nur insoweit übertragen wer­
den, als diese Mittel nach den Haushaltsvermerken 
mit zweckgebundenen Einnahmen gekoppelt sind, 
ihre Deckung aus zweckgebundenen Zuschüssen 
oder Beiträgen vorgesehen ist oder soweit das 
Staatsministerium der Finanzen der Übertragung 
unter Berücksichtigung der Veranschlagung für das 
Rechnungsjahr 1962 zustimmt. § 17 Abs. 3 RWB, 
wonach über die übertragenen Ausgabereste nur 
mit vorheriger Zustimmung des Staatsministeriums 
der Finanzen verfügt werden darf, bleibt unberührt.

§ 8

(1) Bei der Leistung der nach den §§ 1 bis 7 zuläs­
sigen Haushaltsausgaben sind die Behörden an die 
Betriebsmittel gebunden, die nach den §§ 47 bis 52 
RWB bereitgestellt werden.

(2) Das Haushaltsgesetz 1960 und 1961 und die 
Durchführungsbestimmungen hierzu in der Fassung 
des Nachtragshaushaltsgesetzes 1961 sind, soweit 
nichts anderes bestimmt wurde, während der vor­
läufigen Haushaltsführung des Rechnungsjahres
1962 sinngemäß anzuwenden.

(3) Das Staatsministerium der Finanzen kann zur 
Ausführung dieser Verordnung die erforderlichen 
Anordnungen treffen. Die gesetzlichen Befugnisse 
des Bayerischen Obersten Rechnungshofs werden 
dadurch nicht berührt.

§ 9
Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1962 in Kraft 

und mit der Bekanntmachung des Haushaltsgeset­
zes für das Rechnungsjahr 1962 außer Kraft.

München, den 4. Dezember 1961
Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Hans E h a r d

Verordnung
über die Verwendung des Tronc der öffent­
lichen Spielbanken des Freistaates Bayern 

(Troncsatzung)
Vom 20. November 1961

Auf Grund des § 7 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 Satz 2 
der Verordnung über öffentliche Spielbanken vom 
27. Juli 1938 (RGBl. I S. 955) in der Fassung vom 
31. Januar 1944 (RGBl. X S. 60) und des Art. 129 Abs. 2 
des Grundgesetzes erläßt das Bayerische Staatsmini­
sterium des Innern für die Verwendung des Tronc 
der öffentlichen Spielbanken des Freistaates Bayern 
folgende Verordnung:

§ 1
Zuwendungen der Besucher der öffentlichen Spiel­

banken des Freistaates Bayern zugunsten der bei 
den öffentlichen Spielbanken beruflich Beschäftigten 
im Sinne des § 7 Abs. 2 und 3 der Verordnung vom 
27. Juli 1938 in der Fassung vom 31. Januar 1944 
sind nach den Vorschriften dieser Satzung zu be­
handeln und zu verwenden.

§ 2
(1) Die Zuwendungen sind an die Spielbank ab­

zuführen und wie folgt zu verwenden:
a) 75°/o aus dem Aufkommen der einzelnen Spiel­

bank zur Deckung der Personalausgaben (wie 
feste Vergütung, Troncanteile, Krankenbezüge 
und -Zuschüsse, Urlaubsvergütungen) einschließ­
lich sozialer Abgaben (ohne gesetzliche Arbeit­
geberanteile) und sonstiger sozialer Aufwendun­
gen (wie Beihilfen, Sterbegeld, gesetzliches Kin­
dergeld) für die im spieltechnischen Dienst dieser 
Spielbank Beschäftigten.
Zum spieltechnischen Dienst gehören: 

Spieltedmischer Leiter 
Saal-Chefs 
Baccara-Chefs 
Tisch-Chefs 
Baccara-Croupiers 
Dreh-Croupiers 
Kopf-Croupiers
Spielleiter der kleinen Spiele (einschließlich 

Spielautomaten)
Croupiers der kleinen Spiele 
Anfänger-Croupiers
Kassierer der spieltechnischen Abteilung ein­

schließlich der Spielautomatenkassen.
Die Beträge werden auf die einzelnen Beschäf­
tigten nach festen Bezügen und nach einem von 
dem „Zweig öffentliche Spielbanken der Staats­
lotterie“ aufgestellten Punktsystem für die ein­
zelne Spielbank verteilt, soweit sich die Ver­
teilung nicht aus Tarifverträgen oder Dienstver­
einbarungen ergibt.

b) 20 Vo aus dem Gesamtaufkommen aller Spiel­
banken zur Deckung der Personalausgaben (wie 
Vergütung, Krankenbezüge und -Zuschüsse, Ur­
laubsvergütungen) einschließlich sozialer Abgaben 
und sonstiger sozialer Aufwendungen (wie Bei-
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hilfen, Sterbegeld, gesetzliches Kindergeld) für 
sämtliche im sonstigen Dienst der Spielbanken 
und des „Zweiges öffentliche Spielbanken der 
Staatslotterie“ Beschäftigten einschließlich der 
Arbeitgeberanteile für sämtliche Bedienstete ge­
mäß Buchst, a) und b).
Der nach Abs. 1 Buchst, b) nicht benötigte Teil 
aus dem Gesamtaufkommen aller Spielbanken 
wird einer Rücklage zugeführt. Zinsen wachsen 
der Rücklage zu.

(2) Die Beträge nach Abs. 1 Buchst, b) verwaltet 
der „Zweig öffentliche Spielbanken der Staats­
lotterie“; hierfür und für Maßnahmen, die auch den 
Beschäftigten zugute kommen, sowie zur Abgeltung 
steuerlicher Belastungen aus dem Troncaufkommen 
erhält der „Zweig öffentliche Spielbanken der Staats- 
iot|erie“ 5 °/o aus dem Gesamtaufkommen aller 
Spielbanken.

§ 3
(1) Die Rücklage ist wie folgt zu verwenden:

a) zur Deckung der Ausgaben gemäß § 2 Abs. 1 
Buchst, a) und b), wenn und soweit die laufenden 
Zuwendungen hierzu nicht ausreichen;

b) zur Abfindung von ausscheidenden Arbeitneh­
mern, die das Ausscheiden nicht selbst verschul­
det haben;

c) zur Gewährung von Unterstützungen an Be­
dienstete einer Spielbank (einschließlich des 
„Zweiges öffentliche Spielbanken der Staats­
lotterie“), die unverschuldet in eine außerordent­
liche wirtschaftliche Notlage gekommen sind;

d) zur Erhöhung des tariflich vereinbarten Sterbe­
geldes in Notfällen.

(2) Bei Auflösung aller Spielbanken oder einer 
einzelnen Spielbank ist die Rücklage an sämtliche 
Beschäftigte der Spielbanken oder der einzelnen 
Spielbank mit Ausnahme der Beamten nach Geneh­
migung des Staatsministeriums des Innern und der 
Finanzen anteilmäßig zu verteilen.

(3) Die Personalvertretungen haben bei der Durch­
führung der Abs. 1 und 2 mitzubestimmen.

§ 4
§ 2 gilt nicht für Trinkgelder, die den nicht zum 

spieltechnischen Personal zahlenden Beschäftigten 
einer Spielbank üblicherweise gegeben werden.

§ 5
Diese Satzung ist für die Spielbanken und deren 

Beschäftigte verbindlich.
§ 6

Für die Spielbank Bad Reichenhall tritt diese 
Satzung mit Wirkung vom 1. Mai 1961, im übrigen 
mit Wirkung vom 1. Oktober 1961 in Kraft. Soweit 
bei der Spielbank Bad Reichenhall bis 30. Septem­
ber 1961 anders verfahren worden ist, hat_.es dabei 
sein Bewenden.

München, den 20. November 1961
Bayerisches Staatsministerium des Innern

Goppel, Staatsminister

Landesverorclnung 
zur Änderung der Verordnung über die 

Einrichtung und den Betrieb von 
Mangelstuben und Waschküchen 

Vom 21. November 1961
Auf Grund des § 120e Abs. 2 der Gewerbeordnung 

und der Art. 34 Abs. 3 und Art. 44 Abs. 1 Ziff. 4 des 
Landesslraf- und Verordnungsgesetzes vom 17. No­
vember 1956 (BayBS I S. 327) in der Fassung des 
Gesetzes vom 22. Dezember 1960 (GVB1. S. 296) er­
lassen das Bayerische Staatsministerium des Innern 
und das Bayerische Staatsministerium für Arbeit 
und soziale Fürsorge-folgende Verordnung;

§ 1

Dem § 6 der Verordnung über die Einrichtung 
und den Betrieb von Mangelstuben und Wasch­
küchen Vom 4. September 1937 (BayBä IV S. 757) in 
der Fassung der Landesverordnung vom 3. Januar 
1961 (GVB1. S. 31) werden folgende Absätze 6 und 7 
angefügt:

„(6) Die Zentrifuge muß so beschaffen sein, daß 
die zulässige Umdrehungszahl und das zulässige 
Gewicht der Beschickung nicht überschritten wer­
den können.

(7) Die Zentrifugen sind jährlich mindestens ein­
mal durch einen vom Unternehmer zu betrauen­
den Sachkundigen auf die Sicherheitsvorrichtun­
gen, die Beschaffenheit der Lager und Spurzapfen 
und auf Schäden und dünne Stellen an der Trom­
mel zu untersuchen. Das Ergebnis der Unter­
suchung ist in ein Befundheft einzutragen, das 
bei der technischen Überwachung auf Verlangen 
vorzulegen ist.“

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1962 in Kraft. 
Sie gilt bis zum 31. Dezember 1980.

München, den 21. November 1961

Bayerisches Staatsmiiiisterium des Innern
Goppel, Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium für Arbeit 
und soziale Fürsorge

S t a i n , Staatsminister

Ausbilcluiigsordnung
für den gehobenen landwirtschaftlich-haus­

wirtschaftlichen Dienst einschließlich des 
landwirtschaftlich-hauswirtschaftlichen 

Lehramtes 
Vom 23. November 1961

Auf Grund des Art. .19 Abs. 2 des Bayerischen Be­
amtengesetzes vom 18. Juli 1960 (GVB1. S. 161, ber. 
S. 203) erläßt das Bayerische Staatsministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten im Einver­
nehmen mit dem Landespersonalausschuß und dem 
Bayerischen Staatsministerium der Finanzen fol­
gende Ausbildungsordnung:

I. Allgemeine Bestimmungen 

§ 1
(1) Gehobener landwirtschaftlich - hauswirtschaft­

licher Dienst im Sinne dieser Bestimmung ist
a) der gehobene landwirtschaftlich - hauswirtschaft­

liche Verwaltungsdienst
b) der gehobene landwirtschaftlich - hauswirtschaft­

liche Dienst als Fachberaterin an einem Land­
wirtschaftsamt oder einer anderen staatlichen 
Dienststelle

c) der gehobene landwirtschaftlich - hauswirschaft- 
liche Dienst als Lehrkraft für die landwirtschaft­
lich-hauswirtschaftlichen Fachgebiete.

(2) Die Befähigung zur Ausübung eines Amtes des 
gehobenen landwirtschaftlich - hauswirtschaftlichen 
Dienstes einschließlich des landwirtschaftlich-haus­
wirtschaftlichen Lehramtes wird durch Ablegung 
einer Anstellungsprüfung erlangt.

(3) Vor der Zulassung zur Anstellungsprüfung ist 
ein Vorbereitungsdienst nach den folgenden Bestim­
mungen dieser Verordnung mit Erfolg abzuleisten.
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II. Vorbereitungsdienst 

§ 2
(1) Die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst setzt 

neben der Erfüllung der allgemeinen Voraussetzun­
gen für die Berufung in das Beamtenverhältnis 
(Art. 9 BayBG) voraus:
a) guten Leumund
b) Nachweis der schulischen Vorbildung nach Art. 25 

Nr. 1 BayBG,
c) eine zweijährige praktische landwirtschäftlich- 

hauswirtschaftliche Ausbildung in anerkannten 
Lehrbetrieben mit erfolgreich abgeschlossener Ge­
hilfinnenprüfung in der ländlichen Hauswirtschaft,

d) die erfolgreiche Ablegung der Staatsprüfung im 
landwirtschaftlichen Hauswerk an einer Land­
frauenschule,

e) die erfolgreich abgelegte Abschlußprüfung am 
Staatsinstitut für den landwirtschaftlichen Unter­
richt, die in Bayern als Einstellungsprüfung für 
den gehobenen landwirtschaftlich-hauswirtschaft­
lichen Dienst gilt,

f) körperliche Tauglichkeit für den gehobenen land­
wirtschaftlich-hauswirtschaftlichen Dienst.

(2) In den Vorbereitungsdienst kann nicht auf­
genommen werden
a) wer entmündigt ist oder unter vorläufiger Vor­

mundschaft steht,
b) wer die bürgerlichen Ehrenrechte durch rechts­

kräftiges Urteil verloren hat,
c) wer zu Zuchthaus oder wegen vorsätzlich began­

gener Tat zu Gefängnis von mindestens 1 Jahr 
verurteilt worden ist.

(3) Die Aufnahme kann versagt werden, wenn die 
Bewerberin das Gesuch später als 3 Jahre nach dem 
Bestehen der Staatsprüfung im landwirtschaftlichen 
Hauswerk an einer Landfrauenschule eingercicht hat.

(4) Uber die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst 
entscheidet im Rahmen des dienstlichen Bedürfnis­
ses das Bayerische Staatsministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (Staatsministerium).

§ 3
(1) Der Vorbereitungsdienst dauert zwei Jahre. Er 

soll nicht unterbrdehen werden.
(2) Die im Vorbereitungsdienst stehenden Anwär­

terinnen führen die Dienstbezeichnung „Anwärterin 
für den gehobenen landwirtschaftlich-hauswirtschaft­
lichen Dienst“ (im folgenden Anwärterin genannt).

(3) Der Vorbereitungsdienst erstreckt sich auf die 
Ausbildung im Schul- und Beratungsdienst der 
Land- und Hauswirtschaft, in der Tierzucht und in 
Sondergebieten.

(4) Der Vorbereitungsdienst beginnt mit dem im 
Zulassungsbescheid bezeichneten Tage, jedoch nicht 
vor dem Tage des Dienstantritts. Er endet mit Ab­
lauf des Tages, an dem der Anwärterin das Zeugnis 
über das Bestehen oder das Nichtbestehen der An­
stellungsprüfung ausgehändigt wird.

§ 4
(1) Die oberste Dienstaufsicht über die Anwärte­

rinnen übt das Staatsministerium aus.
(2) Die Anwärterinnen unterstehen der Dienstauf­

sicht der Vorstände der Ausbildungsstellen.

§ 5
(1) Die Anwärterin ist auf ihren Antrag zu ent­

lassen.
(2) Sie muß entlassen werden, wenn die Voraus­

setzungen ihrer Aufnahme nicht mehr vorliegen.

(3) Sie kann entlassen werden aus sonstigen wich­
tigen Gründen, insbesondere
a) wenn sie ihre Dienstpflicht erheblich verletzt hat,
b) wenn sie längere Zeit dienstunfähig ist,
c) wenn sie in ihrer Ausbildung nicht hinreichend

fortschreitet.
(4) Vor einer Entlassung gemäß Abs. (2) und (3) 

ist die Anwärterin zu hören.
(5) Die Entlassung wird vom Staatsministerium 

verfügt.
§ 6

Ist eine Anwärterin durch Krankheit oder andere 
unverschuldete Ursachen an der Ausübung ihres 
Dienstes verhindert, so wird diese Zeit auf den Vor­
bereitungsdienst angerechnet, soweit sie zusamrpen 
mit der Zeit des Erholungsurlaubes und der Dienst­
befreiung die Dauer von 10 Wochen in einem Jahr 
und von 18 Wochen in den beiden Jahren des Vor­
bereitungsdienstes nicht übersteigt. Die Zeiträume 
werden vom Beginn des Vorbereitungsdienstes an 
gerechnet.

§ 7
Bleibt der Vorbereitungsdienst ohne genügenden 

Erfolg oder ist die Anwärterin über die in § 6 fest­
gesetzten Zeiträume hinaus an der Ausübung ihres 
Dienstes verhindert, so kann das Staatsministerium 
anordnen, daß der Vorbereitungsdienst ganz oder 
teilweise zu wiederholen bzw. zu verlängern ist.

8 8
Während des letzten Ausbildungsabschnittes hat 

sich die Anwärterin der Anstellungsprüfung zu un­
terziehen.

III. Schlußbestimmungen

§ 9
Das Staatsministerium erläßt die zum Vollzug 

dieser Ausbildungsordnung erforderlichen Richt­
linien.

§ 10
Diese Ausbildungsordnung tritt am 1. Dezember 

1961 in Kraft.
München, den 23. November 1961

Bayerisches Staatsministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten

Dr. Hundhammer, Staatsminister

Priit ungsorclmin«;
für den gehobenen landwirtschaftlich-haus-

wirtschaftlichen Dienst einschließlich des 
landwirtschaftlich-hauswirtschaftlichcn 

Lehramtes 
Vom 23. November 1961

Auf Grund des Art. 115 Abs. 2 des Bayerischen 
Beamtengesetzes vom 18. Juli 1960 (GVB1. S. 161, 
ber. S. 203) erläßt das Bayerische Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten im Ein­
vernehmen mit dem Bayerischen Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus und dem Landespersonal­
ausschuß folgende Prüfungsordnung:

I. Allgemeine Vorschriften
§ 1

Anstellungsprüfung
1. Die Prüfung für den gehobenen landwirt­

schaftlich-hauswirtschaftlichen Dienst einschließlich 
des landwirtschaftlich-hauswirtschaftlichen Lehr­
amtes ist Anstellungsprüfung im Sinne des Baye-
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rischen Beamtengesetzes für die Übernahme in das 
Beamtenverhältnis> Das Bestehen der Prüfung be­
gründet jedoch keinen Anspruch auf Verwendung 
im-öffentlichen Dienst.

2. Die Anstellungsprüfung umfaßt die landwirt- 
schaftlich-hauswirtschaftlich-fachliche Prüfung und 
die pädagogische Prüfung.

§ "2
Durchführung der Prüfung

1. Die Anstellungsprüfung wird im Auftrag des 
Landespersonalausschusses durchgeführt, und zwar 
die land wirtschaf tlich-haus wirtschaftlich-fachliche 
Prüfung durch das Staatsministerium für Ernäh­
rung, Landwirtschaft und Forsten, die pädagogische 
Prüfung durch das Staatsministerium für Unter­
richt upd Kultus im Benehmen mit dem Staatsmir 
nisterium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten.

2. Dem Landespersonalausschuß sind rechtzeitig 
vor Beginn def Prüfung die Prüfungstermine und 
die Zusammensetzung des Prüfungsausschusses und 
spätestens zwei Monate nach Abschluß des Prü­
fungsverfahrens die Ergebnisse der Prüfung mitzu­
teilen.

3. Der Prüfungstermin und die Aufforderung zur 
Einreichung der Zulassungsgesuche werden jeweils 
rechtzeitig im Bayerischen Staatsanzeiger bekannt­
gegeben.

§ ,3
Wettbewerbscharakter der Prüfung

Die Anstellungsprüfung hat Wettbewerbscharak­
ter. Sie soll die Eignung für die Verwendung im 
gehobenen land wirtschaf llich-hauswh'tschaftlichen 
Dienst einschließlich des landwirtschaftlich-haus- 
wirtschaftlichen Lehramtes ermitteln.

§ 4
Beteiligung des Landespersonalausschusses 

an der Prüfung

Die Mitglieder und der Generalsekretär des Lan­
despersonalausschusses sowie von ihm beauftragte 
Beajnte des Landespersonalausschusses haben Zu­
tritt zur Prüfung. Sie sind berechtigt, Einsicht in die 
überprüften und bewerteten Aufgabenbearbeitungen 
zu nehmen.

II Landwirtschaftlich-hauswirtschaftlich- 
fachüche Prüfung

§ 5
Voraussetzungen für die Zulassung zur Prüfung
Zur Prüfung wird nur zugelassen, wer den Vor­

bereitungsdienst für den gehobenen landwirtschaft­
lich-hauswirtschaftlichen Dienst einschließlich des 
landwirtschaftlich-hauswirtschaftlichen Lehramtes 
bis zum Tag des Prüfungsbeginns gemäß den je­
weils gültigen Ausbildungsbestimmungen erfolg­
reich abgeleistet hat. Die land wirtschaf tlich-haus- 
wirtschaftlich-fachliche Prüfung kann nur nach be­
standener pädagogischer Prüfung abgelegt werden.

■§ 6
Zulassung zur Prüfung

X. Gesuche um Zulassung zur Prüfung sind inner­
halb der Meldefrist dem beim Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten gebil­
deten Prüfungsausschuß einzureichen.

2. Der Prüfungsausschuß entscheidet über die Zu­
lassung und teilt die Entscheidung der Bewerberin 
schriftlich mit. Eine Ablehnung ist zu begründen.

3. Mit der Zulassung beginnt die Prüfung.

§ V
Zusammensetzung des^ Prüfungsausschusses

1. Der Prüfungsausschuß setzt sich aus drei Be­
amten des Staatsministeriums für Ernährung, Land­
wirtschaft und Forsten und der ihm nachgeordneten 
Dienststellen, die dem höheren oder gehobenen 
land- und hauswirtschaftlichen Dienst einschließ­
lich des land- und hauswirtschaftlichen Lehramtes 
angehören müssen, zusammen. Der Vorsitzende muß 
Beamter des höheren, die übrigen Mitglieder sollen 
Beamte des gehobenen Staatsdienstes einschließlich 
des landwirtschaftlich-hauswirfschaftlichen Lehram­
tes sein.

2. Der Prüfungsausschuß ist berechtigt, weitere 
Prüfer mit der Abnahme der Prüfung zu beauftra­
gen. An der mündlichen Prüfung muß jedoch stets 
ein Mitglied des Prüfungsausschusses teilnehmen.

§ 8
Bestellung der Mitglieder des Prüfungsausschusses -

1. Der Vorsitzende und sein Vertreter und die 
Mitglieder des Prüfungsausschusses sowie deren 
Vertreter werden durch das Staatsministei ium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten ernannt.

2. Die Bestellung als Mitglied des Prüfungsaus­
schusses endet mit dem Ausscheiden aus dem Haupt­
amt, wenn nicht etwas anderes bestimmt wird.

§ 9
Entscheidung des Prüfungsausschusses

Der Prüfungsausschuß, der unbeschadet der Auf­
sicht des Landespersonalausschüsses in eigener Ver­
antwortung die Prüfung durchführt, entscheidet 
mit Stimmenmehrheit.

§ 10
Aufgaben des Prüfungsausschusses 

. und seines Vorsitzenden
1. Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses bzw. 

sein Vertreter hat
a) die Prüfung vorzubereiten, vor allem Vorschläge 

für die Prüfungsaufgaben einzuholen;
b) die Prüfungsausschüsse für die mündliche Prü­

fung zusammenzustellen;
c) für die vertrauliche Behandlung der gestellten 

Prüfungsaufgaben zu sorgen;
d) die Verlosung der Arbeitsplätze für die schrift­

liche Prüfung zu regeln und die schriftliche Prü­
fung durch beauftragte Aufsichtspersonen über­
wachen zu lassen;

e) den Stichentscheid (§ 17 Abs. 2) zu treffen, so­
fern der Prüfungsausschuß nicht einen anderen 
Prüfer hierfür bestimmt;

f) die Platzziffern festzustellen, die die Bewerbe­
rinnen in der Prüfung erzielt haben.

2. Der Prüfungsausschuß hat
a) aus den vom Vorsitzenden eingeholten Vor­

schlägen die Prüfungsaufgaben zu wählen; 
h) die Prüfer für die Bewertung der schriftlichen 

Prüfungsarbeiten und — soweit erforderlich —- 
die Prüfer zu bestimmen, welchen der Stichent­
scheid obliegt (s. Abs. 1 Buchst, e);

c) über die Folgen eines Unterschleifes (§ 25) zu 
entscheiden;

d) die Nachfertigung von Aufgaben zu regeln, die 
aus den Gründen des § 24 Abs. 3 nicht gefertigt 
wurden;

e) die zugelassenen Hilfsmittel zu bestimmen.

§ 11
Schriftliche und mündliche Prüfung

Die Prüfung besteht aus einem schriftlichen Teil 
uncl einem mündlichen Teil.
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§ 12
Schriftliche Prüfung

1. Die Aufgaben der schriftlichen Prüfung wer­
den von den Mitgliedern des Prüfungsausschusses 
oder von seinen Beauftragten entworfen und dem 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zugeleitet. 
Der Prüfungsausschuß kann die Vorschläge ändern 
und ggf. andere Vorschläge einfordern.

2. In der schriftlichen Prüfung sollen die Teilneh­
mer zeigen, daß sie die erworbenen Fachkenntnisse 
durch wissenschaftliche und praktische Tätigkeit 
während des Vorbereitungsdienstes ergänzt und er­
weitert und sich dadurch die Fähigkeit erworben 
haben, ein Amt des gehobenen landwirtschaftlich­
hauswirtschaftlichen Dienstes zu bekleiden.

3. Die schriftliche Prüfung erstreckt sich auf die 
nachfolgenden Prüfungsabschnitte und Prüfungsge­
genstände:

Prüfungsabschnitt A
Familienpflege, Soziologie des Dorfes, Fragen des 

kulturellen und volkskundlichen Lebens auf dem 
Lande, Agrargeschichte Bayerns

1 Aufgabe mit 4 Stunden Arbeitszeit (A 1). 
Allgemeine Fragen aus der Staatsbürgerkunde 

1 Aufgabe mit 2 Stunden Arbeitszeit (A 2).
Diese Aufgabe ist als Aufsatz zu bearbeiten, für 
den 3 Themen zur Wahl zu stellen sind.

Prüfungsabschnitt B
Hauswirtschaftliche Betriebslehre einschließlich 

Arbeitslehre der Haus- und Hofwirtschaft
1 Aufgabe mit 4 Stunden Arbeitszeit (B 1).

Landwirtschaftliche Betriebslehre einschließlich 
Agrarpolitik, Buchführung, Genossenschaftswesen, 
Versicherungen

1 Aufgabe mit 2 Stunden Arbeitszeit (B 2).

Prüfungsabschnitt C
Maßnahmen zur technischen Förderung der ge­

samten ländlichen Hauswirtschaft:
a) Maschinen- und Gerätewesen, Vorrats- und 

Pflanzenschutz, ländlicher Garten- und Obstbau
1 Aufgabe mit 4 Stunden Arbeitszeit (C 1).

b) Bauen und Wohnen
1 Aufgabe mit 2 Stunden Arbeitszeit (C 2).

Prüfungsabschnitt D
Maßnahmen zur Förderung der allgemeinen und 

besonderen Tierzucht einschließlich des Fütterungs­
wesens und der Milchwirtschaft

1 Aufgabe mit 4 Stunden Arbeitszeit (D 1)
1 Aufgabe mit 2 Stunden Arbeitszeit (D 2).

4. Andere als die vom Prüfungsausschuß zugelas­
senen Hilfsmittel dürfen nicht benutzt werden; die 
gemeinsame Verwendung eines Hilfsmittels durch 
mehrere Prüfungsteilnehmerinnen ist nicht zulässig.

§ 13
Bestimmung der Arbeitsplätze

1. An jedem Prüfungstag sind vor Beginn der 
Prüfung die Plätze zu verlosen. Die Plätze im Prü­
fungsraum sind entsprechend zu numerieren.

2. Die Prüfungsteilnehmerinnen dürfen auf die 
Prüfungsaufgaben nicht ihren Namen, sondern le­
diglich ihre Platznummer setzen. Das Verzeichnis, 
aus dem sich ergibt, welche Platznummer die Prü­
fungsteilnehmerinnen gelost haben, ist vom Vorsit­
zenden des Prüfungsausschusses solange verschlos­
sen zu verwahren, bis die jeweils unter der gleichen 
Platzordnung gefertigten Prüfungsarbeiten bewer­
tet sind.

§ 14
Verteilung der Prüfungsaufgaben

Die Prüfungsaufgaben sind im verschlossenen 
Umschlag in den Prüfungsraum zu verbringen. Sie 
dürfen erst verteilt werden, nachdem zwei Prü­
fungsteilnehmerinnen Gelegenheit gegeben wurde, 
sich von der Unversehrtheit des Verschlusses zu 
überzeugen.

§ 15
Prüfungsaufsicht

1. Die Aufsicht bei der schriftlichen Prüfung füh­
ren die beauftragten Aufsichtspersonen (§ 10 Abs. 1 
Buchst, d).

2. Die Aufsichtspersonen haben streng darüber zu 
wachen, daß Unterschleife bei der Anfertigung der 
Prülüngsaufgaben unterbleiben. Sie haben die Teil­
nehmer vor Beginn der Prüfung zur Ablieferung 
nicht zugelassener Hilfsmittel aufzufordern und auf 
die Folgen von Unterschleifen (§ 25) hinzuweisen.

3. Es ist darauf zu achten, daß während der An­
fertigung der schriftlichen Prüfungsaufgaben je­
weils nicht mehr als eine Prüfungsteilnehmerin den 
Prüfungsraum verläßt.

§ 16
Ablieferung der Prüfungsaufgaben

1. Eine Viertelstunde vor Ablauf der für die Lö­
sung der Prüfungsaufgabe vorgesehenen Zeit sind 
die Prüfungsteilnehmerinnen auf die bevorstehende 
Ablieferung aufmerksam zu machen.

2. Nach Ablauf dieser Zeit sind die Prüfungsauf­
gaben den Prüfungsteilnehmerinnen abzufordern 
oder abzunehmen. Wird eine Bearbeitung trotz wie­
derholter Aufforderung nicht rechtzeitig abgegeben, 
so wird sie mit „ungenügend" bewertet.

3. Eine Verlängerung der Arbeitszeit ist nur in 
den vom Landespersonalauäschuß genehmigten Fäl­
len zulässig; sie ist bei der Einreichung des Zulas­
sungsgesuches (§ 6 Abs. 1) unter Beifügung der er­
forderlichen Belege zu beantragen.

§ 17
Bewertung der schriftlichen Prüfungsarbeiten

1. Die schriftlichen Prüfungsarbeiten werden von 
zwei Prüfern (Erst- und Zweitprüfer) selbständig 
bewertet.

2. Bei abweichender Beurteilung sollen die beiden 
Prüfer eine Einigung über die Bewertung versu­
chen. Ist eine Einigung nicht möglich, so entscheidet 
der Vorsitzende des Prüfungsausschusses oder ein 
weiterer Prüfer (Dritt-Prüfer s. § 10 Abs. 1 Buchst, 
e). Die Endbewertung jeder einzelnen schriftlichen 
Arbeit muß eine ganze Note sein.

3. Die Aufsichtsführenden dürfen nicht zur Be­
wertung der Prüfungsarbeiten herangezogen wer­
den, soweit sie an dem betreffenden Tag die Auf­
sicht bei der Anfertigung der Arbeiten geführt 
haben.

4. Ist die Gesamtnote der schriftlichen Prüfung 
schlechter als „ausreichend“ (s. § 22 Abs. 3), so hat 
die Teilnehmerin die Prüfung nicht bestanden und 
wird von der mündlichen Prüfung ausgeschlossen. 
Das gleiche gilt, wenn die Teilnehmerin in beiden 
schriftlichen Arbeiten eines Prüfungsabschnittes die 
Note „ungenügend“ erzielt hat.

5. Die Prüfungsnoten werden erst nach ihrer end­
gültigen Festsetzung in die Prüfungsakten einge­
tragen.

§ 18
Mündliche Prüfung

1. In der mündlichen Prüfung haben die Teilneh­
merinnen zu beweisen, daß sie ihre Kenntnisse klar 
und bestimmt vortragen und ihre Ansicht über be­
stimmte Fragen überzeugend begründen können.
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2. Die Prüfungsteilnehmerinnen sind vom Vorsit­
zenden des Prüfungsausschusses zur mündlichen 
Prüfung vorzuladen. Teilnehmerinnen, die der 
mündlichen Prüfung unentschuldigt oder ohne ge­
nügende Entschuldigung fernbleiben, haben die Prü­
fung nicht bestanden.

3. Die mündliche Prüfung wird von einer nach 
§ 7 Abs. 2 zusammengesetzten Kommission durch­
geführt. Der Vorsitzende muß Mitglied des Prü­
fungsausschusses sein. Er und die übrigen Prüfer 
müssen während der mündlichen Prüfung stets an­
wesend sein. Die Zahl der Prüfer bestimmt der 
Prüfungsausschuß.

4. In der mündlichen Prüfung sollen auch Fragen 
gestellt werden, die ein Urteil darüber erlauben, ob 
die Teilnehmerin mit den allgemeinen Fragen der 
Staatsbürgerkunde vertraut ist.

§ 19
Dauer und Inhalt der mündlichen Prüfung

1. In der mündlichen Prüfung wird jede Teilneh­
merin einzeln insgesamt etwa 1 Stunde geprüft.

2. Die mündliche Prüfung beginnt mit einem 
Fachvortrag von etwa 15 Minuten Dauer über ein 
vom Prüfungsausschuß bestimmtes Thema. Das The­
ma des Fachvortrages sowie die Fragen der münd­
lichen Prüfung werden den in § 12 Abs. 3 aufge­
führten Prüfungsgegenständen entnommen. Für den 
Fachvortrag werden der Prüfungsteilnehmerin min­
destens 30 Minuten vor dem Vortrag drei durch 
Auslosung festgestellte Themen zur Wahl gestellt. 
Auf das von ihr gewählte Thema kann sie sich un­
ter Aufsicht ohne Benutzung von Hilfsmitteln vor­
bereiten.

§ 20
Notenstufen

Für die Bewertung werden Notenstufen gebildet. 
Es bedeuten:
Note 1 = ausgezeichnet

= eine ganz hervorragende Leistung 
Note 2 = sehr gut

= eine besonders anzuerkennende Leistung 
Note 3 — gut

= eine den Durchschnitt überragende Lei­
stung

Note 4 = befriedigend
= eine Leistung, die in jeder Hinsicht durch­

schnittlichen Anforderungen gerecht wird 
Note 5 = ausreichend

= eine Leistung, die abgesehen von einzel­
nen Mängeln, durchschnittlichen Anforde­
rungen entspricht 

Note 6 = mangelhaft
= eine an erheblichen Mängeln leidende, im 

ganzen nicht mehr brauchbare Leistung 
Note 7 = ungenügend

= eine völlig unbrauchbare Leistung.

§ 21
Benotung der mündlichen Prüfung

Der Fachvortrag und das Ergebnis der übrigen 
mündlichen Prüfung werden gesondert mit je einer 
ganzen Note bewertet. Die Noten werden von den 
Prüfern mit Mehrheitsbeschluß festgestellt; bei 
Stimmengleichheit entscheidet der Vorsitzende.

§ 22
Bildung der Prüfungsdurchschnittsnote

1. Die auf zwei Dezimalstellen zu berechnende 
Prüfungsdurchschnittsnote wird aus den Ergebnis­
sen der einzelnen schriftlichen Prüfungsarbeiten und 
der mündlichen Prüfung gebildet; die 3. Dezimal­
stelle bleibt unberücksichtigt.

2. Hierzu werden die Noten der zweistündigen 
Arbeiten der Prüfungsabschnitte A, B, C und D je 
1-fach, die Noten der vierstündigen Arbeiten der 
Prüfungsabschnitte A, B, C und D sowie des Fach­
vortrages doppelt und die Note für die Aussprache 
3-fach gewertet. Die Summe dieser Noten wird zur 
Ermittlung der Prüfungsdurchschnittsnote durch 17 
geteilt.

3. In der Prüfungsbewertung erhalten
die Note 1

die Note 2

die Note 3

die Note 4

die Note 5

die Note 6

= ausgezeichnet,
Teilnehmerinnen mit einer Prüfungs­
durchschnittsnote von 
1,00 bis 1,50 einschließlich 

= sehr gut,
Teilnehmerinnen mit einer Prüfungs­
durchschnittsnote von
1.51 bis 2,50 einschließlich 

= gut,
Teilnehmerinnen mit einer Prüfungs­
durchschnittsnote von
2.51 bis 3,50 einschließlich 

= -befriedigend,
Teilnehmerinnen mit einer Prüfungs­
durchschnittsnote von
3.51 bis 4,50 einschließlich 

= ausreichend,
Teilnehmerinnen mit einer Prüfungs- 
durchschnittsnote von
4.51 bis 5,50 einschließlich 

= mangelhaft,
Teilnehmerinnen mit einer Prüfungs-
durchschhittsnote von
5.51 bis 6,50 einschließlich 

die Note 7 = ungenügend,
Teilnehmerinnen mit einer Prüfungs- 
durchschnittsnoto von
6.51 bis 7,00 einschließlich.

§ 23
Ungenügendes Prüfungsergebnis

Die Prüfung ist nicht bestanden, wenn die Teil­
nehmerin im Durchschnitt schlechter als „ausrei­
chend“ gearbeitet hat.

§ 24 -
Rücktritt, Versäumnis und Verhinderung

1. Tritt eine Prüfungsteilnehmerin nach Zulassung 
zur Prüfung zurück, so gilt die Prüfung als abgelegt 
und nicht bestanden.

2. Versäumt eine Prüfungsteilnehmerin einen Prü­
fungstermin ohne genügende Entschuldigung, so 
wird die betreffende schriftliche Arbeit oder der be­
treffende Prüfungsabschnitt mit „ungenügend“ 
bewertet.

3 Kann eine Prüfungsteilnehmerin aus Gründen, 
die sie nicht zu vertreten hat, die Prüfung nicht 
oder nur zum Teil ablegen, so gilt folgendes:
a) Hat die Prüfungsteilnehmerin noch nicht zwei 

Drittel der schriftlichen Aufgaben bearbeitet, so 
gilt die Prüfung als nicht abgelegt.

b) Hat die Prüfungsteilnehmerin mindestens zwei 
Drittel der schriftlichen Arbeiten bearbeitet, so 
gilt die Prüfung als abgelegt; die fehlenden Prü­
fungsteile sind innerhalb einer vom Vorsitzenden 
des Prüfungsausschusses zu bestimmenden Zeit 
nachzuholen.

Der Nachweis der Verhinderung ist unverzüglich 
zu erbringen, im Falle der Krankheit durch amts­
ärztliches Zeugnis. Der Prüfungsausschuß stellt fest, 
ob eine von der Prüfungsteilnehmerin nicht zu ver­
tretende Verhinderung vorliegt. In Fällen beson­
derer Härte kann der Landespersonalausschuß auf 
Antrag die Nachfertigung schriftlicher Arbeiten er­
lassen. Der Antrag ist über den Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses vorzulegen.
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4. Ist einer Prüfungsteilnehmerin aus wichtigen 
Gründen die Ablegung der Prüfung oder eines 
Prüfungsabschnittes nicht zuzumuten, so kann der 
Prüfungsausschuß auf Antrag ihr Fernbleiben ge­
nehmigen. In diesem Fall treten die in Absatz 3 
genannten Folgen ein.

§ ?5
Unterschleife

1. Versucht eine Prüfungsteilnehmerin das Ergeb­
nis der Prüfung durch “ Unterschleife, Täuschung 
oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu 
eigenem oder fremdem Vorteil zu beeinflussen, so 
ist die Arbeit mit .ungenügend“ zu bewerten. Ais 
Versuch eines Unterschleif es gilt bereits der Besitz 
nicht zugelassener Hilfsmittel nach Ausgabe der 
Prüfungsaufgaben.
.. 2. In schweren Fällen ist die Prüfungsteilnehme­
rin von der Prüfung auszuschließen. Sie hat die 
Prüfung nicht bestanden.

3. Uber die Bewertung der Arbeit mit ..ungenü­
gend“ (Abs. 1) oder den Ausschluß entscheidet der 
Prüfungsausschuß.

4. Eine Prüfungsteilnehmerin, die einen Prüfei 
zu günstigerer Beurteilung zu veranlassen oder eine 
mit der. Feststellung des Prüfungsergebnisses be­
auftragte Person zur Verfälschung des Prüfungs­
ergebnisses zu verleiten versucht, hat die Prüfung 
nicht bestanden. Ist die Prüfung noch nicht abge- 
scnlossen, so ist die Prüfungsteilnehmerin von der 
■Fortsetzung derselben auszuschließen und die Prü­
fung als nicht bestanden zu erklären.

§ 26
Niederschrift über die Prüfung

1 Über jede Prüfung ist eine Niederschrift zu 
führen, die über alle wesentlichen Vorkommnisse 
Aufschluß geben muß.

2. In der Niederschrift über die schriftliche Prü­
fung ist insbesondere festzustellen, daß die Auf­

gaben ordnungsgemäß unter Aufsicht und unter 
Einhaltung der festgesetzten Zeiten bearbeitet 
wurden.

3. Der Niederschrift über die schriftliche Prüfung 
ist ein Verzeichnis der Teilnehmerinnen beizufügen, 
in dem die täglich ausgelosten Platznummcrn ein­
getragen sind.

§ 27
Anfechtbarkeit von Prüfungsentscheidungen

1. Entscheidungen des. Prüfungsausschusses, die 
Verwaltungsakte sind, können nach den Vorschrif­
ten der Verwaltungsgerichtsordrrung vom 21. Januar 
1960 (BGBl. I S. 17) angefochten werden.

2. Daneben können die Prüfungsteilnehmerin­
nen beim Landespersonalausschuß Antrag auf auf­
sichtliche Überprüfung einer Entscheidung des Prü­
fungsausschusses stellen. Dabei kann das Prüfungs­
ergebnis nur daraufhin nachgeprüft werden, ob ver­
fahrensrechtliche Vorschriften verletzt wurden oder 
ob der Beurteilung der Prüfungsleistungen rechts­
irrige oder sachfremde Erwägungen zugrunde lagen. 
Durch den Antrag beim Landespersonalausschuß 
werden die nach der Verwaltungsgerichtsordnung 
vorgesehenen Fristen für die Einlegung eines Rechts­
mittels nicht gewahrt.

§ 28
Wiederholung der Prüfung

1. Prüfungsteilnehmerinnen, die bei erstmaliger 
Ablegung die Prüfung nicht bestanden haben oder 
ohne hinreichenden Grund nach Beginn der Prü­
fung zurückgetreten sind (§ 24) oder von der Prü­
fung ausgeschlossen wurden (§ 25), können die Prü­
fung wiederholen, jedoch nur zum nächsten Prü­
fungstermin.

2. Prüfungsteilnehmerinnen, welche bei erstmali­
ger Ablegung die Prüfung bestanden haben, könfien
auf Antrag zur Verbesserung der Prüfungsnote ein 
zweites Mal zur Prüfung zugelassen werden, jedoch 
nur zum nächsten Prüfungstermin. Die Teilnehme­
rinnen haben die Wahl, welches Prüfungsergebnis 
sie gelten lassen wollen. Teilergebnisse der ersten 
Prüfung, und der Wiederholungsprüfung können 
nicht zusammengesetzt werden,

3. Anträge auf wiederholte Zulassung zur Prüfung 
(Abs. 1 und 2) sind spätestens innerhalb der- aus­
geschriebenen Meldefrist beim Prüfungsausschuß 
oder beim Staatsministerium für Ernährung, Land­
wirtschaft und Forsten einzureichen.

§ 29
Prüfungszeugnis

V

1. Prüfungsteilnehmerinnen, die die Prüfung be­
standen haben, erhalten baldmöglichst nach Ab­
schluß der Prüfung ein Prüfungszeugnis. Teilnehme­
rinnen, die die Prüfung nicht, bestanden haben, er­
halten eine schriftliche Mitteilung, aus der die-

-Gründe des Nichtbes'tehens ersichtlich sind.
2. Das Prüfungszeugnis wird vom Vorsitzenden 

des Prüfungsausschusses unterzeichnet.
3. Das Prüfungszeugnis enthält die Einzelnoten 

und die auf zwei Dezimalstellen zu berechnende 
Prüfungsciurchschnittsnote.

4. Im Zeugnis über die landwirtschaftlieh-hauswirt- 
scjjaftlich-fgchüche Prüfung wird vermerkt, daß über 
die pädagogische Prüfung ein eigenes Zeugnis aus­
gestellt wurde.

§ 30
Prüfungsgebühr

1. Für die Ablegung der Prüfung — auch der Wie­
derholungsprüfung — wird eine Gebühr von 
DM 50,— erhoben.

2. Die Prüfungsgebühr ist vor Beginn der schrift­
lichen Prüfung an die vom Prüfungsausschuß be- 
zeichnete Stelle einzuzahlen.

3. Die Prüfungsgebühr kann auf ein begründetes 
Gesuch der Prüfungsteilnehmerin ermäßigt werden, 
wenn die Einforderung der Prüfungsgebühr mit 
Rücksicht auf die wirtschaftlichen Verhältnisse der 
Teilnehmerin unbillig wäre.

4. Bei begründetem Rücktritt der Teilnehmerin 
(§ 24 Abs. 3) kann auf Antrag die Hälfte der Prü­
fungsgebühr zurückerstattet werden.

§ 31
Entschädigung der Prüfer

Die Prüfer erhalten für ihre besondere Arbeits­
leistung eine Entschädigung, die vom Landesperso­
nalausschuß auf Vorschlag des Prüfungsausschusses 
für jede Prüfung nach der Zahl der zu bewertenden 
Aufgaben, der Schwierigkeit der Bewertung und 
der Dauer der mündlichen Prüfung festgesetzt wird. 
Für eingeforderte Entwürfe der Prüfungsaufgaben 
kann'eine Vergütung gewährt werden.

III. Pädagogische Prüfung

§ 32
Durchführung der pädagogischen Prüfung

1. Für die pädagogische Prüfung gelten die § 2 
Abs. 2, §§ 4, 6 Abs. 3, § 7 Abs. 2, §§ 10, 13, 14, 15, 
16, 17, 18 Abs. 1, 2 und 3, §§ 20, 22 Abs. 3, § 24 
Abs. 1, 2 und 4. §§ 25, 26, 27, 28, 29 Abs. 2 und 3, 
§ 30 Abs. 2, 3 und 4, § 31 sinngemäß.

2. § 24 Abs. 3 gilt mit der Maßgabe entsprechend, 
daß die Prüfung als abgelegt gilt, wenn die schrift­
lichen Arbeiten bearbeitet sind.
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§ 33
Zulassung zur Prüfung

Die Zulassung zur pädagogischen Prüfung erfolgt 
während des Vorbereitungsdienstes durch den Prü­
fungsvorsitzenden unter Mitwirkung des vom Baye­
rischen Staatsministerium für Ernährung, Land­
wirtschaft und Forsten gestellten Mitgliedes des 
Prüfungsausschusses. Eine Ablehnung der Zulas­
sung ist zu begründen- Die Entscheidung ist der 
Anwärterin schriftlich mitzuteilen.

§ 34
Prüfungsausschuß

1. Der Prüfungsvorsitzende und sein Vertreter 
sowie die übrigen Mitglieder des Prüfungsausschus­
ses und deren Vertreter werden vom Staatsmini­
sterium für Unterricht und Kultus bestellt; soweit 
die Prüfer und ihre Vertreter dem Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten ange­
hören, werden sie im Benehmen mit dem Staats­
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten bestellt.

2. Dem Prüfungsausschuß gehören an:
a) der Prüfungsvorsitzende
b) ein Vertreter des Staatsministeriums für Ernäh­

rung, Landwirtschaft und Forsten
c) eine landwirtschaftlich-hauswirtschaftliche Re­

ferentin einer Regierung
d) eine an der Ausbildung beteiligte Fachlehrkraft 

der pädagogischen Ausbildungsstätte.
Für den Vorsitzenden und die Mitglieder sind 
Stellvertreter aufzustellen.

3. Der Prüfungsausschuß entscheidet mit Stim­
menmehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet 
der Prüfungsvorsitzende.

4. Der Prüfungsvorsitzende ist befugt, weitere 
Prüfer für die einzelnen Prüfungsgebiete zu be­
stimmen. Bei der schulpraktischen und mündlichen 
Prüfung müssen mindestens drei Prüfer anwesend 
sein, wobei jeweils ein Prüfer oder dessen Vertre­
ter ein ordentliches Mitglied des Prüfungsausschus­
ses* sein muß. Bei der Durchführung der mit dem 
schulpraktischen Teil verbundenen praktischen Ar­
beiten (z. B. Kochen) braucht nur ein Prüfer anwe­
send zu sein.

§ 35
Einteilung der pädagogischen Prüfung

1. Die pädagogische Prüfung umfaßt:
a) eine Lehrvorführung aus dem theoretischen Un­

terricht von etwa 50 Minuten Dauer und eine 
Lehrvorführung aus dem praktischen Unterricht 
mit 2—3 Stunden Dauer je nach Fach;

b) einen schriftlichen Teil mit 2 Arbeiten und zwar
1 Aufgabe mit 4 Stunden Arbeitszeit 
aus dem Gebiete der Erziehungswissenschaft 
und der Didaktik und 
1 Aufgabe mit 2 Stunden Arbeitszeit 
aus dem Gebiete der Methodik und der Schul­
kunde;

die Aufgaben sind jeweils auf die Bedürfnisse 
der Landwirtschaftsschulen zu beschränken;

c) eine mündliche Prüfung von 20 Minuten über 
die Gebiete der schriftlichen Prüfung.

2. Die Lehrvorführungen sind vor fremden Klas­
sen an Landwirtschaftsschulen zu halten. Vor Be­
ginn der Lehrvorführung ist den Prüfern eine Lehr­
skizze über den zu haltenden Unterricht vorzule­
gen; sie wird in die Beurteilung einbezogen.

36
Zeitpunkt und Ort der Prüfung 

Der schulpraktische Teil (theoretische und prak­
tische Lehrprobe) findet vor Abhaltung der fach­
lichen Prüfung an einer Landwirtschaftsschule 
statt.

§ 37
Lehrvorführungen

1. Der Prüfungsvorsitzende stellt im Benehmen 
mit dem Staatsministerium für Ernährung, Land­
wirtschaft und Forsten den Prüfungsplan mit den 
bereits ausgewählten Themen der Lehrvorführun­
gen auf.

2. Die Lehraufgaben werden dem Prüfling durch 
den Direktor der Schule oder einem von ihm beauf­
tragten Beamten am Vortage übergeben. Die Lehr­
aufgaben werden durch das Los verteilt.

§ 38
Bewertung und Platzziffer

Für die Berechnung der Durchschnittsnote wer­
den die erreichten Einzelnoten gewertet 
Lehrvorführung je 5 mal = 10
schriftl. Prüfung — große Arbeit (4 Stunden) = 4
schriftl. Prüfung — kleine Arbeit (2 Stunden) = 3
mündliche Prüfung ~ 3

Teiler 20
§ 39

Nichtbestehen der Prüfung
Die pädagogische Prüfung ist nicht bestanden

1. wenn die Teilnehmerin im Durchschnitt eine 
schlechtere Note als „ausreichend“ (s. § 22 Abs. 3) 
erhält;

2. wenn das Mittel aus beiden Lehrvorführungen 
eine schlechtere Note als 5,50 ergibt;

3. wenn die Teilnehmerin ohne ausreichende Ent­
schuldigung einem Teil der Prüfung fernbleibt.

§ 40 
Zeugnis

1. Prüfungsteilnehmerinnen, die die pädagogische 
Prüfung bestanden haben, erhalten darüber ein 
Prüfungszeugnis; dieses wird erst mit dem Zeugnis 
über die landwirtschaftlich-hauswirtschaftlich- 
fachliche Prüfung ausgehändigt.

2. Das Zeugnis enthält die Einz.elnoten, die Prü­
fungsdurchschnittsnote sowie die bei der Beurtei­
lung angewendeten Notenstufen. Es enthält außer­
dem den Hinweis, daß es nur in Verbindung mit 
dem Zeugnis über die landwirtschaftlich-hauswirt­
schaftlich-fachliche Prüfung als Nachweis der Fä­
higkeit für den gehobenen landwirtschaftlich-haus­
wirtschaftlichen Dienst einschließlich des landwirt­
schaftlich-hauswirtschaftlichen Lehramtes gilt.

3. Prüfungsteilnehmerinnen, die die Prüfung 
nicht bestanden haben, erhalten eine Mitteilung, 
aus der die Gründe des Nichtbestehens ersichtlich 
sind.

§ 41
Prüfungsgebühr

Die Prüfungsgebühr für die pädagogische Prü­
fung beträgt DM 50,—.

IV. Schlußbestimmungen

§ 42
Gesamtprüfungsergebnis und Platzziffer

1, Für die Berechnung des Gesamtprüfungsergeb­
nisses und die Festlegung der Platzziffer wird die 
Summe aus dem Sechsfachen der Prüfungsdurch­
schnittsnote der landwirtschaftlich-hauswirtschaft- 
lich-fachlichen Prüfung und dem Vierfachen der 
Prüfungsdurchschnittsnote der pädagogischen Prü­
fung durch zehn geteilt.

2. Die Gesamtplatzziffer wird nach dem Gesamt­
prüfungsergebnis vom Vorsitzenden des Prüfungs­
ausschusses für die landwirtschaftlich-hauswirt­
schaftlich-fachliche Prüfung festgestellt. Bei gleichem
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Prüfung errechnet. Nach diesem Ergebnis richtet sich 
die Platzziffer; in diesem Fall wird die Prüfungs­
teilnehmerin dem Jahrgang zugerechnet, in dem sie 
die Wiederholungsprüfung abgelegt hat. Bei Wieder­
holung der Gesamtprüfung haben die Teilnehme­
rinnen nur die Wahl, welches Gesamtprüfungs­
ergebnis sie gelten lassen wollen.

5. Prüfungsteilnehmerinnen, die als Gesamtprü­
fungsergebnis „ausreichend“ erzielt haben, können 
auf Antrag außer dem vollständigen Zeugnis eine 
Bescheinigung nur mit dem Inhalt ausgestellt erhal­
ten, daß sie die Prüfung bestanden haben.

§ 43
Inkrafttreten

Die Prüfungsordnung tritt am 1. Dezember 1961 
in Kraft. Geichzeitig treten die Prüfungsordnung 
vom 1. August 1953 in der Fassung vom 16. -Fe­
bruar 1956 (BayBS VELF S. 86) und die hierzu er­
gangenen Bekanntmachungen vom 31. März 1958 
Nr. 6049 bc 16 (LMB1. S. 36) und vom 30. Novem­
ber 1958 Nr. 6049 bc 252 (LMB1. S. 199) außer Kraft.

München, den 23. November 1961

Bayerisches Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten

Dr. Hundhammer, Staatsminister
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Gesamtprüfungsergebnis erhält die Teilnehmerin mit 
dem besseren Ergebnis in der landwirtschaftlicb- 
hauswirtschaftlich-fachlichen Prüfung die niedri­
gere Gesamtplatzziffer. Sind auch hier die Ergeb­
nisse gleich, wird die gleiche Platzziffer erteilt. Bei 
Erteilung der gleichen Platzziffer an mehrere Prü­
fungsteilnehmerinnen erhält die nächstbeste Teil­
nehmerin die Platzziffer, die sich ergibt, wenn die 
gleichen Platzziffern fortlaufend weitergezählt wer­
den (Beispiel: 4 Prüfungsteilnehmerinnen erhalten 
die gleiche Platzziffer 5, die nächste Teilnehmerin 
erhält somit Platzziffer 9).

3. Das Durchschnittsergebnis der pädagogischen 
Prüfung sowie die Gesamtprüfungsdurchschnitts­
note und die > Platzziffer werden im Zeugnis über 
die Anstellungsprüfung für den gehobenen landwirt­
schaftlich-hauswirtschaftlichen Dienst einschließ­
lich des landwirtschaftlich-hauswirtschaftlichen 
Lehramtes eingetragen. Dabei wird auch vermerkt, 
daß über die pädagogische Prüfung ein eigenes 
Zeugnis ausgestellt wurde.

4. Ist eine der beiden Prüfungen nicht bestanden, 
so kann die Prüfungsteilnehmerin entweder beide 
Prüfungen oder nur die nichtbestandene Prüfung 
allein wiederholen. Wird nur eine Prüfung wieder­
holt und das Ergebnis der Wiederholungsprüfung 
gewählt, so wird die Gesamtnote aus den Ergeb­
nissen der nicht wiederholten und der wiederholten


